
INFORMATIONSBRIEFE DER BREMER GRUPPE 


Nach Eln•tellung· der "Arbelterpolltlk" im September 1959 machte ea •ldl die 
Bremer Gruppt zur Aufgabe, die Verbreitung unserer pollt18c:hen Meinung und 
Unterauchungen fortzusetzen, den n·otwendigen Kontakt zu den GenotNn ht den 
anderen Stlldten und Landestellen zu schaffen. Mit den . Briefen an un..,. leMr." Die Bremer 
machten wir den Anfang. 

Charakteristl8c:h für die . Briefe" wurde, daß in jeder Ausgabe Im l.ellartlkel ai. 
weltpolllische Obersicht die grundlegenden Internationalen Bewegungen ilnler· 
•uc:ht und erklllrt wurden. Daneben sind innenpolltl8c:he; ledoch mel8t lokale Er· 
elgniue, die allgemeine Züge hatten, untersucht worden. Trotz dn zum Tell Links­
lokalen Charakters sind die .Briefe" nicht auf Bremen begrenzt geblieben. D• 
gibt uns den Mut, die begonnene Arbeit ao fortzuHtzen, daß die von der hekto­
graphierten Ausgabeuns auferlegten Schranken hingwegfallen. 
Wir wollen mit.dem Druck die Tendenz, die sich In den "Briefen• enlwldlelte, ,,.,. radikalen
be•Hrn. Es Ist heute notwendiger denn je, Anregung~n zum Klaaeendenken 111, 

geben. Nur über dl...n Weg kann sich ein .icherer und Hlb9tbewuller Kad9r In 
der . Arbeiterklasse entwickeln, ohne .den es keine polltledt wlrkearne Arbeller· 
bewegung geben kann. 
Der Name . Arbellerpolltlk" (Arpo) als Titel des vorlleg~n Brleln l8t Mit elMlll 
halben Jahrhundert eine Auszeichnung und eine Verpflichtung. 

In den düsteren Tagen des ersten W•!tkrlegH, als die so •tark, so i111cH1e er• Aus der Geschichte der Bremer
8c:helnende Sozialdemokratlsche Partei, dar Stolz und die Hoffnung der k.....,.. 

bewußten Arbeiterschaft Deutschlands, zerbrach, 8c:hufen Bremer Arbeiter unler Arbeiterbewegung bis 1919 

Entbehrungen, Verleumdungen und Verfolgungen aller Art ein Organ der llnb- · 

radikalen Richtung, die .Arbeiterpolitik". Es war dn Bestreben, In dleler Woc:Mn­

zeilung unter . Mitarbeit von Kniet, Dannat, Karl Stucke, Pannekoek, Radek, 

Mehring und vielen anderen die polltlsche Situation und die· geec:Ndltldlen 

Trlebkrllfte klar, scharf und unabhllnglg von dan zufllllgen TagnerKllelnuftlM' 

vom Standpunkt des dlalektl8c:hen Materlallamus aus zu sehen und der Arbeller· 

klasse darzulegen. . 

Damals - wie heute - belllchelten arrivierte Bonzen hochrn0tlg-herebl1111ncl 

die „längst überholten marxistischen Lehren", ·von denen sie damal8 so wenig 

verstanden wie sie heute davon verstehen. 

Damals - wie heute - bemühte man sich, der Arbel~er8c:h~ft einzureden, dal W 

Klassenstandpunkt durch die moderne Entwicklung Ulngst überholt MI unct·clal 

alle Glieder der Geaellschafl Mitarbeiter an e i n e m Werke aeien. 


Und damals - wie heute - beeilte man sich, die Arbel(er, die aldl von dteeen · 

„ neuen Erkenntnissen" nicht überzeugen lassen wollten, zu verleumden, zu ,,.,. 

8c:hmlhen oder Gewalt gegen sie anzuwenden. 

Die Entwicklung gab zu der Zelt der „Arbeiterpolitik" recht; sie wurda ·dle ..... 

Stütze des wieder klmpfenden Proletariats. · · Herausgegeben von der Gruppe Arbelterpolltlk, Bremen 

DieH Zielstrebigkeit, der entschlossene Klassenstandpunkt al1 Maßstab Ist heute 

notwendiger denn je. Mit dem Tllel „Arbelterpolltlk" dokumentieren wir u'*" 

Verbundenheit mit den die~m Titel verknüpften Z!elen und Leistungen. · 




.J2. . ..sC" 9..., "" ........ ..,L..__. 


~..,....,e,·..., ir--s. 

Johann K n i e f 

geb.20.April 1880 

gest. 6.April 1919 

Die Bremer 
Linksradikalen 

''Von Knief heute lernen,heisst:selbständig 

und kritisch denken;heisst:Fehler erkennen 

und den Mut haben,sie einzugestehen und zu 

korrigieren." 


(Arbeiterpolitik,Nr.9 Mai·1954,Nordd.Arbei ter­
stimme). 



Vorwort 


Über die Geschichte der Bremer Linken ist bisher - trotz ihrer Bedeutung 
- keine angemessene Veröffentlichung erschienen. Unsere kurze histori· 
sche Übersicht soll einen Einblick in diese Bewegung geben. Die rück· 
blickende Betrachtung ist zweifellos interessant. Die Erfahrungen aus der 
Vorkriegssozialdemokratie und der Zeit des 1. Weltkrieges lassen sich je· 
doch nicht konkret auf die Gegenwart übertragen. Uns kommt es darauf an 
zu zeigen , wie aus den materiellen Bedingungen die Bewegung der Arbei­
terschaft entstand, wie sich in diesen Kämpfen der kommunistische Kader 
als Teil dieser Bewegung entwickelte, wie dieser Kader durch seine theo­
retische Entwick.lung auf die Bewegung Einfluß erhielt und in die Räte­
republik zu führen vermochte. 
Heute. wo erste Ansätze einer neuen Arbeiterbewegung in der Bundes· 
republik Deutschland zu finden sind , werden die Fragen: Wie entsteht Be­
wegung? - Welche Bedeutung kommt den Kadern zu? - Welche Rolle 
spielen die Intellektuellen? - ausgiebig diskutiert. Die fortgeschrittenen 
Studenten, die erkannt haben, daß letztlich ihre Vorstellungen von der Uni­
versität nur im Sozialismus verwirklicht werden können, - dieser aber nur 
durch die Macht der kämpfenden Arbeiterklasse erreicht werden kann ­
suchen Kontakte zu den Arbeitern und stoßen dabei auf Schwierigkeiten; 
denn die Studenten kennen nicht die Verhältnisse der arbeitenden Klasse 
und können sich nicht in die Mentalität der Arbeiter hineinversetzen. Die 
historischen Fakten , die in dieser Schrift dargelegt werden, zeigen , daß die 
Intellektuellen, die sich auf den Boden der Arbeiterklasse gestellt haben 
für diese Klasse im \sampf für den Sozialismus eine große Bedeutung 
haben. 
Die Bremer Lehrer, die Anfang unseres Jahrhunderts aufgrund der Ver­
schärfung der Gegensätze in der Schulpolitik politisiert wurden und zur 
Sozialdemokratie stießen, sahen in der damals kämpfenden Arbeiterklasse 
die entscheidende Kraft für den gesellschaftlichen Fortschritt. Die Lehrer 
setzten sich dafür ein , di'eser aufstrebenden, bildungshungrigen Klasse 
voranzuhelfen . Sie stellten sich ganz auf den Boden dieser Klasse und 
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wurden führende Köpfe der Arbei terbewegung. Als Teil der B 
wurden sie von den für den Sozialismus kämpfenden Arbeitern ver~~egung 
Die revolutionären Studenten an den Universitäten haben heute Auf rt.b 
die im Prinzip denen von Pannekoek, Kn ief, Eildermann, Böse, Rump?~ en, 
meier und Hurrelmeyer entsprechen. Bei der Herausbildung und Fe;ti olz­
der Kader kam den Intellektuellen in der Arbeiterbewegung entscheid~~~g 
Bedeutung zu. Mit der marxistischen Methode waren sie fähig, die gesel~ 
schaftlichen Widersprüche zu erkennen und diese den Arbeitern zu ver­
mitteln. Sie erkannten , daß es nicht ihre Aufgabe sein kann, mittels Agita­
tion und Propaganda die Arbeiterschaft in Bewegung zu setzen, sondern , 
daß diese durch die Veränderung der objektiven Bedingungen in einen im­
mer größeren Gegensatz zur herrschenden Klasse gerät, daß es ihre Auf­
gabe ist, die fortgeschrittensten Arbeiter mit dem Wissen auszurüsten, das 
diese befähigt, als Kristallisationskerne in den Betrieben usw. zu wirken. 
Damit halfen sie der Bremer Arbeiterbewegung, sich von den sozialdemo­
kratischen Schranken zu befreien. 
Das historische Beispiel zeigt klar, daß die Verschärfung der objektiven 
Widersprüche die Bewegung hervorbringt. Die Kader geben der Bewegung 
den pol itischen Inhalt und die Stabilität. Sie sind der entscheidende Kern 
im Kampf. Politisch entscheidende Bedeutung erhält die Bewegung durch 
organisierte Gruppen - im fortgeschrittenen Stadium durch die Partei - die 
die Reife der Bewegung ausdrücken. 
Der Klassenkampf forderte von den fortgeschrittenen Arbeitern Einsicht in 
die Gesetze des Kapitalismus. In einer eigenen Bildungsorganisation eig­
neten sie sich das von Karl Marx, Friedrich Engels und Rosa Luxemburg 
erarbeitete Gedankengut an. Die praktischen Klassenauseinandersetzungen, 
besonders die Werftarbeiterstreiks, bedeuteten für den Kader immer einen 
Prüfstein für das erworbene Wissen. In diesem Kampf grenzten sich die 
Linken von den Reformisten und Zentristen (den Verbalrevolutionären) ab 
und gewannen dadurch die theoretische Klarheit. Sie konnten durch ihr 
konsequentes Eintreten für die proletarischen Forderungen bei der breiten 
Arbeiterschaft Vertrauen gewinnen und den Arbeitern bewußt machen, daß 
der rechte Flügel der Sozialdemokratie, die Reformisten, zu den Hemmnis­
sen der bürgerlichen Gesellschaft zu rechnen ist, die überwunden werden 
müssen. 

In jahrzehntelangem politischen Wirken in der deutschen Arbeiterbewegung 

hat Heinrich Brandler (der in jungen Jahren auch von der Bremer Arbeiter­

bewegung geprägt wurde) Erfahrungen gesammelt, aus denen er nach dem 

2. Weltkrieg die wichtige Schlußfolgerung zog, daß die zentrale Aufgabe der 
Kommunisten die Lösung der Kaderfrage ist: 
Unter den komplizierten westeuropäischen Klassenbeziehungen brauchen 
wir heute (besonders in der Bundesrepublik), selbständig denkende 
Kader, die handeln können , ohne auf Anweisung von oben, von 
einer zentralen Stelle, warten zu müssen. Die Geschichte Westeuropas und 
der deutschen Arbeiterklasse im besonderen hat ein Proletariat hervorge­
bracht, das sich diese Selbständigkeit sehr wohl erwerben kann. Es ist 

unsere Aufgabe, die Arbeit so zu organisieren, daß für den fortgeschritten­
sten und opferbereitesten Teil der jüngeren Generation der deutschen 
Arbeiter die Möglichkeit zum Erwerb dieser Qualifikation geschaffen wird. 
Wenn wir fähig sind , diese Aufgabe zu lösen, beginnen wir die Vorberei­
tungen der großen Kämpfe an dem entscheidenden Ausgangspunkt. Haben 
die Kader gelernt, die Entwicklung der Zeitereignisse mit der Methode des 
historischen Materialismus zu begreifen und ihren Klassengenossen be­
greiflich zu machen, dann werden sie fähig, selbständig Stellung zu neh­
men, unter den schwierigsten Bedingungen die richtigen Maßnahmen zu 
treffen und der kampfbereiten Masse Hilfe und Führung zu geben. Wir 
müssen höchstwahrscheinlich in der Bundesrepublik mit Verhältnissen rech­
nen, wo es nicht möglich sein wird, von einer engen zentralen Leitung in 
der Aktion alle notwendigen Maßnahmen rechtzeitig und an den verschie­
denen Orten in die Wege zu leiten. Durch die historische Entwicklung sind 
die lokalen Bindungen so verschieden, daß zentrale Leitungen in der ent­
scheidenden vorbereitenden Periode sie nicht bewältigen können. Eine 
Kaderorgan isation, die so sattelfest im Grundsätzlichen und vertraut mit der 
Geschichte der Arbe iterbewegung ist, wi rd auf dieser Basis fähig sein zu 
handeln , ganz gleich, wie die verschiedenen lokalen Verhältnisse oder wie 
schwierig die Verbindungsmöglichkeiten auch sein werden. 
Bremen, 6. April 1969 Bremer Gruppe Arbeiterpolitik 
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Die Entwicklung der Bremer linksradikalen 
Im 19. Jahr~undert war Bremen eine Kaufmanns- und Handwerkerstadt 

In der brem1schen Industrie bestimmten lange Zeit hindurch Kleinbetrieb · 

der Tabak- und Zigarrenfabrikation, der Farbenherstellung, der Textilind : 

strie und der Branntweini ndustrie, Segelmachereien, Seilmacherbetrieb u 

Wei~en_- und ~lmüh l en ?as ~i l d. Dur~h die ~tarke Expansion des deutsche~ 

Kap1tal1smus anderte sich die brem1sche Wirtschaftsstruktur um die Jahr­

hundertwende grundlegend. 1882 wurde die Norddeutsche Wollkämmere· 

und Kammgarnspinnerei in Delmenhorst und 1897 die Jutespinnerei un~ 

Weberei gegründet. In den Jahren 1901 bis 1905 entstand die moderne 

Werftanlage der AG „Weser", die in der Folgezeit bis zur Hälfte mit Rü­

stungsaufträgen ausgelastet war. Die Öl- und die Weizenmühlen erhielten in 

dieser Zeit moderne Anlagen. 1901 wurde die Norddeutsche Maschinen­

und Armaturenfabrik (Atlas-Werke) gegründet, 1905 die Norddeutsche Auto­

mobil und Motoren AG, 1907 die Norddeutsche Waggonfabrik, 1908 die 

Norddeutsche Hütte und 1911 die Raffinerie am Hafen. 

Mit der Wirtschaftsstruktur änderte sich auch die Bevölkerungsstruktur. In 

der Zeit von 1890 bis 191 0 verdoppelte sich die Einwohnerzahl Bremens 

auf 200 000, die Arbeiterschaft vervierfachte sich auf 34 000. Die Zahl der 

Bau- und Metallarbeiter wuchs am stärksten. Der Zuwachs ging hauptsäch­

lich auf das Konto der Zuwanderer. Den wandernden Handwerksgesellen 

bot die schnell wachsende bremische Industrie Arbeitsplätze; deshalb 

blieben viele von ihnen hier. Die Mehrzahl der zugewanderten Arbeiter 

kam aus den Gebieten Mittel- und Ostdeutschlands. Im Handwerk auf­

gewachsen , wurden sie hier aus ihren alten Bindungen herausgerissen und 

in die kapitalistische Produktionsweise eingegliedert. Sie wu rden hart mit 

der Realität der Klassengegensätze im Kapitalismus konfrontiert. Der Klas­

senkampf führte sie zur Sozialdemokratie, in der sie die Hauptstütze der 

revolutionären Kräfte wurden. Da ein Teil der Zuwanderer aus den klein­

industriellen Gebieten Klassenkampf-Erfahrungen und marxistische Bildung 

in den neuen Wirkungskreis mitbrachte, entwicke lte sich in der Sozialdemo­

kratie ein hohes Niveau. 

Die verloren gegangenen Bindungen und das Zusammengehörigkeitsgefühl 

aus der Handwerkszeit übertrugen die Arbeiter auf ihre Partei. Die Sozial ­

demokratische Partei und die Gewerkschaften waren ihre Organe im Kampf 

gegen die kapitalistische Ausbeutung . über die Sozialdemokratie erweiter­

ten sie ihr Wissen und erhielten einen Einblick in die gesellschaftlichen zu­

sammenhänge. Für das einzelne Mitglied begann in der Partei ein neuer 

Lebensabschnitt : Der Arbeiter begann, sein Leben bewußt zu gestalten und 

er war sich darüber im klaren, daß er alles der Partei verdankte. 

In den Jahren 1900 bis 1905 vollzog sich die Bildungsarbeit der Sozialde­

mokraten innerhalb des bürgerlichen Goethebundes. Für eine selbständige 

und vertiefte proletarische Bildungsarbeit setzte sich besonders der von 

1904 bis 1909 in Bremen tätige ehemalige Vorsitzende des Hamburger Ar­

beiterbildungsvereins, Heinrich ßrandler, ein. Die russische Revolution von 


19~5 ~ab den Anstoß .~ür die Loslösung von der bürgerl ichen Bildungsarbeit. 

Heinrich Schulz begrundete vor dem Sozialdemokratischen Verein Bremen 

(SDVB) den Austritt aus dem Goethebund: Nur durch eine selbständige 

Bildungsarbeit kann die bü rgerliche Ideologie überwunden werden ; im 

Mittelpunkt der Bildungsbemühungen der Arbeiter muß das Studium des 

Marxismus stehen ; die „ pädagog ische Revolution" ist eine Begleiterschei­

nung und Folge des Klassenkampfes ; fortschrittliche Wissenschaft und 

Kunst sollen fü r das Proletariat „Helferin im Klassenkampf" sein. Gegen 

den Widerstand der rechten Sozialdemokraten um Friedrich Ebert und 

Hermann Rhein beschloß der SDVB den Austritt aus dem Goethebund. Die 

Bildungsarbeit wurde im Bildungsausschuß des Gewerkschaftskartells wei­

tergeführt. Sie lag jetzt in den Händen der linken Sozialdemokraten. Vor 

den Arbeitern referierten hauptsächlich Heinrich Schulz, Alfred Henke 

Wilhelm Pieck und der junge Lehrer Johann Knief. Ab 1910 arbeitete de~ 

holländische Sozialist Anton Pannekoek hauptamtlich als Lehrer für den 

Bildungsausschuß. Die Veranstaltungen waren nicht selten von 1200 bis 

1500 Teilnehmern besucht. Sogar die Seminare, in denen an 5 bis 10 

Abenden sozialwissenschaftliche und marxistische Themen behandelt wur­

den, hatten eine ständige Teilnehmer zahl von über hundert Personen. 

Besondere Aufmerksamkeit widmete die Linke in Bremen der organisierten 

Arbeiterjugend . Die Organisation der sozialdemokratischen Jugend war die 

Junge Garde, bei deren Gründung Heinrich Brandler initiativ mitgewirkt hatte. 

Für sie wurden marxistische Ku rse über den Kampf der Sozialdemokratie 

über poli t ische .Ökonomie, Geschichte und Kunst abgehalten. Johann Knief 

war der häufigste Redner in den Bildungsveranstaltungen der Arbeiter­

jugend, einige fähige junge Genossen wurden auch auf die Parteischule 

g_~schickt , ~-uf der Rosa Luxemburg lehrte. Aus dieser Bildungsarbeit gingen 

fuhrende Kopfe der Bremer Räterepublik von 1919 hervor, wie Adolf Dannat, 

Johann Brodmerkel, Karl Stucke, Breitmeyer, Braune, Ertinger, Klima, 

Grabowski. 

Von nicht geringer Bedeutung für die Entwicklung der Bremer Sozialdemo­

kratie war die Entwicklung innerhalb der Lehrerschaft. Als in Preußen kleri­

kale Kräfte ihren Einfluß in der Schule ausdehnen wollten, kamen auch in 

~er Bremer Schulverwaltung Bestrebungen auf, den traditionell undogma­

t1schen bremischen Unterricht in biblischer Geschichte in einen starren 

Katechismusunterricht umzuwandeln , in dem die Schüler gezwungen werden 

s?llten, die kirchlichen Dogmen im Sinne der Untertanenerziehung auswen­

dig zu lernen. Die Schulinspektionen wurden in einer für Bremen fremden 

und unerhörten Art u•vd Weise zur Beeinflussung des Unterrichts im Sinne 

?rthodoxer Kirchenlel:lren benutzt. Besonders das Vorgehen des Schul­

inspektors gegen den Schulreformer Wilhelm Scharrelmann brachte eine 

große Empörung in die bremische Lehrerschaft. Der Bremer Lehrerverein 

(B~V) e~arbeitete 1905 unter maßgeblicher Beteiligung von Wilhelm Holz­

me1er eine Denkschrift über die Abschaffung des Religionsunterrichtes in 

der Schule. Diese Forderung begründeten die Lehrer mit dem Stand der 

naturwissenschaftlichen Forschung. 
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Die Aktion der Bremer Lehrer fand ein lebhaftes Echo im In- und Ausl d 
In Bremen trug sie zur Abgrenzung der „radikalen" von den „gemäßig~n ,; 
Anhängern der Schulreform bei. Viele Lehrer - darunter ein großer K~~ 
junger Lehrer mit Heinrich Eildermann und Johann Knief an der Spitze ~~s 
!n dieser Aus~inanders~tz~ng um ?ie Modernisieru~g des Schulwe~e~: 
in Kontakt mit revolut1onaren Sozialdemokraten wie Heinrich Brandle 
und Wilhelm Pieck kamen - schlossen sich der SPD an. Als „Verei~ 
junger Lehrer" im BLV bildete dieser Kreis zugleich den radikalen Flügel 
unter den Schulreformern und die linke revolutionäre Strömung unter den 
sozialdemokratis_chen Lehr~rn. „Jacobiner" nannt~n sich diese jungen 
Lehrer selbst. Die Sympathiekundgebungen des Sozialdemokratischen Ver­
eins für die Lehrer, die aufgrund ihrer Haltung in der Aktion des Lehrer­
vereins von der Behörde gemaßregelt wurden , zeigte den Lehrern, wo die 
Kräfte zu finden sind , die eine radikale Schulreform durchführen können. 
Im April 1906 eroberten die fortschrittlichen Volksschullehrer die Mehrheit 
im Vorstand des Bremer Lehrervereins. Hans Lüdeking , Wilhelm Holzmeier 
und Johann Knief wurden u. a. in den Vorstand gewählt. Johann Knief for­
derte offen, den schulpolitischen Kampf in den von der Sozialdemokratie 
geführten Klassenkampf der Arbeiter einzuordnen. 
Der Klassenkampf zeigte sich deutlich in den Streiks der Bremer Arbeiter : 
1891 streikten die Buchdrucker, 1896 die Hafenarbeiter, 1897 die Schuh­
machergesellen und die Arbeiter der Jutespinnerei , 1899 die Tonnen- und 
Straßenreinigungsarbeiter, 1900 die Bauarbeiter und die Arbeiter des Gas­
werks, 1901 die Schneider und Maler, 1903 die Klempnergesellen, die 
Schuhmachergehilfen, die Arbeiter auf dem „Vulkan " und die der Rickmers­
Reismühle, 1904 wurden die Zimmerer, die Maurer und Bauarbeiter aus­
gesperrt, 1905 streikten die Werftarbeiter der AG „Weser" und die Schnei­
dergesellen. Die Werftarbeiter wurden zum Kern der revolutionären Arbeiter 
Bremens. 1905 wurde offensichtlich, daß Bremen neben Hamburg zu einem 
zweiten Zentrum der Werftarbeiterbewegung geworden war. Die Arbeiter 
stellten Lohnforderungen und kämpften entschlossen gegen die verschärfte 
Ausbeutung. 2800 Arbeiter der AG „Weser" wurden vom 28. April bis zum 
8. Mai ausgesperrt. Im Juli erfolgten weitere Aussperrungskämpfe, in die 
auch die Belegschaften anderer Werften verwickelt wurden. Die Arbeiter 
erzwangen die Erfüllung ihrer Lohnforderungen. Aufgrund ihrer eigenen 
Streikerfahrungen und durch die Vermittlung der Erfahrungen der russischen 
Arbeiter aus der Revolution von 1905 setzte sich nach intensiven Diskussio­
nen unter den revolutionären Sozialdemokraten die Meinung durch, daß der 
Massenstreik ein Mittel zur politischen Lösung der gesellschaftlichen Pro­
bleme ist. Schließlich eroberten die Linken auch im Ortsverein die Mehrheit 
und die Reformisten um den Rechtsschutzsekretär Friedrich Ebert gerieten 
in die Minderheit. 
Aus diesen vielfältigen Ereignissen und Kämpfen des Jahres 1905 datiert 
die Entwicklung der Bremer Linken. 
Die fortdauernde Auseinandersetzung der Lehrer mit der Schulbehörde er­
reichte 1910 noch einmal einen Höhepunkt: Wilhelm Holzmeier wurde aus 
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dem Scl1uldienst entlassen. Die am selben Abend bei Holzmeier versammel­

ten Lehrer waren sich darin einig , den Kampf in aller Konsequenz weiter­

zuführen. Sie schickten ein von Knief verfaßtes Telegramm an August Bebe! , 

den Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei: „ Die aus Anlaß der 

Dienstentlassung des Genossen Holzmeier versammelten sozialdemokrati­

schen Lehrer entbieten dem Führer des Proletariats zu seinem 70. Geburts­

tag ihren herzlichsten Glückwunsch und geben der Hoffnung Ausdruck, daß 

ihm noch ein recht langes Wirken im Dienste des Klassenkampfes be­

schieden sein möge". 

Dieses Telegramm führte zu neuen Repressalien gegen die fortschrittlichen 

Lehrer. Noch am selben Tage, als das Telegramm bekannt wurde, „fuhr die 

Senatskarosse mit dem Schulsenator Meier von Schule zu Schule, um hin­

reichend verdächtige Individuen zu vernehmen" („Roland", April 1910). 

Gegen vier Lehrer wurden Untersuchungen eingeleitet, u. a. gegen Sonne­

mann und Rumpf. 

Der sozialdemokratische Verein organisierte daraufhin unter der Leitung 

von Wilhelm Pieck Massenkundgebungen und Demonstrationen zur Unter­

stützung der sozialdemokratischen Lehrer. An den Demonstrationszügen 

des 14. März 1910 waren 12 000 Menschen beteiligt. Als Wilhelm Pieck in 

der Bürgerschaft in einer Rede die Forderungen der Lehrer unterstützte, 

entzog ihm der Präsident das Wort; die protestierenden Zuschauer auf den 

Tribünen wurden von der Polizei hinausgedrängt. Ende 1911 schied Johann 

Knief freiwillig aus dem Schuldienst aus und wurde Redakteur der sozial­

demokratischen „ Bremer Bürgerzeitung" (BBZ). Er kam damit einem dro­

henden Disziplinarverfahren zuvor. 

Am 3. April waren die Massen wieder in der Innenstadt, 8000 demonstrier­

ten für ein demokratisches Wahlrecht in Bremen. Am 6. April sprach Rosa 

Luxemburg vor 4000 Personen über den Wahlrechtskampf. Sie rief die 

Arbeiter auf, gegebenenfalls mit dem politischen Massenstreik für ihre For­

derung zu kämpfen. 

Während sich im Reichsgebiet die Zentristen in der Partei durchsetzten, 

verlief die Entwicklung in Bremen anders. Die Arbeiterschaft kam durch die 

Werftarbeiterstreiks der Jahre 1910 und 1913 in einen starken Gegensatz 

zur Gewerkschaftsbürokratie. Besonders 1913 kehrten die Gewerkschafts­

führer die Organisation und Organisationsdisziplin gegen die Streikenden, 

kapitulierten vor den Unternehmern und überließen die Arbeiter dem nach 

dem Streik einsetzenden Unternehmerterror. Die Holzarbeiterzeitung drück­

te die Erkenntnisse der Arbeiter aus: Die Streikenden sind nicht von den 

Unternehmern, sondern von der „Kurzsichtigkeit ihrer Vorstände" nieder­
gerungen worden. ~-


Diese Streiks bewirkten, daß revolutionäre Auffassungen vom Klassenkampf 

unter den Bedingungen des Imperialismus in das Bewußtsein des Bremer 

Proletariats eindrangen. Die Bremer Bürgerzeitung (BBZ) half den Arbeitern, 

zwischen Opportunisten, Zentristen und Linken zu unterscheiden: Chefre­

dakteur Henke wollte zwischen den Gewerkschaftsbürokraten und den Ar­

beitern vermitteln. Was tat die Linke? Der Kreis um Johann Knief und 
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An on Pannekoek, zu dem 1912 Karl Radek stieß, war ständig unter d 
Arbeitern zu finden. Sie sprachen auf Streikversammlungen und unterstü~~ 
ten voll und ganz die Aktionen der Arbeiter. Sie analysierten die Bewegu z 
und zeigten den Arbei tern, daß die Gewerkschafts-Beamten auf ein Entgn: 
ge~kommen an die bürgerliche Welt hinarbeiteten (a. p. korresponden~ 
Kniet charakterisierte die SPD-Bürokratie gegenüber seinem Freund Rudolf 
Franz folgendermaßen: „Wie jede andere Bürokratie, so ist auch die unsri­
ge ein Machtmittel geworden. Aber sie wurde kein Machtmittel gegen die 
staatliche Bürokratie, sondern leistete der staatlichen Bürokrat ie Vorschub 
und begünstigte die Ausbeutung der Massen. Keine Instanz ist davon 
auszuscl1ließen : Parteibürokratie, Gewerkschafts- und Genossenschafts­
bürokratie!" 
Aus den Streiks zog Anton Pannekoek Schlußfolgerungen, die die weitere 
Arbe it der Bremer Linken bestimmen sollten: Bei einer scharfen Zuspitzung 
des Klassenkampfes kommt es weder auf die spezielle Tätigkeit der Funk­
tionäre, noch auf die „Weisheit der Führer" an , sondern „ auf die klare Ein­
sicht und Selbständ igkeit der Massen". Die Führu ng wird dann von selbst 
aus den Händen der Führer in die der Massen übergehen. (a. p. korrespon­
denz, 3. März 1911) 
Anton Pannekoek nahm zu den wichtigen Fragen des proletarischen Kamp­
fes in der BBZ, in seiner „ a.p. l<orrespondenz" und in verschiedenen Bro­
schüren aus marxistischer Sicht Stellung. Er zeigte die Aufgaben revolutio­
närer sozialdemokratischer Abgeordneter im Parlament auf. Er erläuterte 
in der Diskussion um den Massenstreik den revolutionären Standpunkt und 
stellte die Aufgaben der Gewerkschaften in der kapitalistischen Gesell­
schaft theoretisch klar, er popularisierte Marx' Gedankengut. Neben 
Anton Pannekoek war es Karl Radek, der zur ideologischen Entwicklung 
der Bremer linksradikalen entscheidend beitrug. Radek untersuchte u. a. in 
seiner Broschüre „Der deutsche Imperialismus und die Arbeiterklasse " die 
neuen ökonomischen und politischen Klassenkampfbedingungen , die sich 
nach dem Übergang des Kapitalismus in sein imperial istisches Stadium 
entwickelt hatten. 
Durch ihr konsequentes Eintreten für proletarische Forderungen erwarb sich 
die Linke das Vertrauen der bremischen Arbeiterschaft. Schon vor Kriegs­
beginn wurde Bremen dadurch eine Hochburg der linksradikalen. Die 
Streiks und die theo retischen Aus-einandersetzungen mit der Bewegung 
brachten die Mehrheit des Sozialdemokratischen Vereins Bremen hinter die 
Linke. 1908 vertraten Alfred Henke, Heinrich Brandler und Wilhelm Pieck 
den SDVB auf dem Parteitag in Nürnberg. 1912 gehörte Pannekoek zu den 
Delegierten , 1913 Johann Kniet. 
Die Bremer Linke sah die l<onsequenz ihrer revolutionären Politik klar und 
propagierte als erste sozialdemokratische Gruppe den organ isierten Bruch 
mi t den Opportunisten. 
Im S.ommer 1914 setzten die Arbeiter alle ihre Hoffnungen auf Verhinderung 
des drohenden Krieges auf die sozialdemokratische Reichstagsfraktion. Im 
Juli veranstalteten Partei und Gewerkschaften Antikriegsveranstaltungen, 

die von vielen tausend Arbeitern besucht wurden. Paul Frölich , seit Mai 1914 
in Bremen, und Johann Kn iet stellten als Redakteure der BBZ diese Zeitung 
ganz in den Dienst der Antikriegskampagne und ag itierten für die unmittel­
bare Aktionbereitschaft der Arbeite r. Ein größeres Echo hatten sie jedoch 
nur bei den Werftarbeitern. Die SPD-Fraktion bewilligte die Kriegskredite, 
nachdem vorher der Parteivorstand mit der Bourgeoisie einen Burgfrieden 
geschlossen hatte. Diese Haltung der Reichtstagsfraktion erzeugte bei den 
revolut ionären Arbeitern Verwirrung . Auf der AG „Weser" wurde unentwegt 
leidenschaftlictl diskutiert, ohne sich um Vorarbeiter und Meister zu küm­
mern. Vor dem Bremer SPD-Parteibüro wurde demonstriert. Zu weiteren 
politischen Aktionen reichte die Kraft noch nicht. 
Führende Köpfe der bremischen Arbei terschaft wurden gleich 1914 einge­
zogen. Die Positionen der Linken wurden somit zu Beginn des Krieges 
geschwächt. Johann Kn iet stellte in seinem Regiment den sonst von den 
bürgerlichen Geschichtsschreibern festgestellten frenetischen Jubel nicht 
fest. Die Buntentorschen 1

) waren nicht von Elan, sondern von einer Frie­
denssehnsucht beseelt. Pannekoek schilderte die Stimmung der Arbeiter 
in einem Brief an Fr. Westermeyer in Stuttgart so : „Eine stille dumpfe 
Erbitterung , verbunden mit dem Gefühl völliger Machtlosigkeit, an Händen 
und Füßen gefesselt, und kein Führer, der sagt, was zu tun, oder durch 
seine öffentliche Haltung den Weg zeigt." 
Mit dem Krieg begann eine verstärkte Ausbeutung der Arbeiter in den 
Rüstungsbetrieben . Mit einer geringeren Anzahl von Arbeitskräften sollte 
die Produktion erhöht werden. Eine wöchentliche Arbeitszeit von 80 Stunden 
war keine Seltenheit. Bei fehlerhafter Produktion gab es Lohnabzüge. Die 
Arbeiter nahmen die Verschlechterung ihrer Lebensbedingungen hin ; ihrer 
Funktionäre beraubt, mußten sie sich erst wieder auf ihre Kraft besinnen. 
Auf der AG „Weser" waren nur noch 1000 Kollegen gewerkschaftlich orga­
nisiert, statt 3000 vor dem Kriege. Die sich bildenden revolutionären Keim­
zellen in den Betrieben wurden immer wieder durch Denunziation ge­
fährdet. Nach dem ersten Kriegsjahr kam zu der Verschlechterung der Ar­
beitsbedingungen auch eine Verschlechterung der allgemeinen Lebensbe­
dingungen: Im Jul i 1915 wurden das Fleisch und die Fleischwaren rationiert, 
ab August wurde die Brotkarte eingeführt, von Jul i 1914 bis Dezember 1915 
verteuerten sich die Lebensmittel um 30 Prozent. Für die arbeitende Bevöl­
kerung bedeutete das eine wachsende Gefährdung ihrer Gesundheit. Die 
Proletarierkrankheit forderte ihre Opfer. 
Die klare politische Haltung, mit der Karl Liebknecht am 2. Dezember 
1914 als einziger Abgeordneter des Reichstages gegen die Kriegskredite 
stimmte, war für die '"Bremer linksradikalen das Fanal zur Sammlung und 
zur Fortführung des proletarischen Kampfes: Im SDVB bildete sich ein Dis­
kussionszirkel von Kriegsgegnern , dem u. a. Gustav Seiter, Johann Brod­
merkel , Karl Stucke, Breitmeyer, Braune, Ertinger, Klima, Grabowski, Ruck­
stuhl, Hünecke, Buchholz, Störmer, Klawitter, Becker und später Säumer 

1
) Buntentor : Arbeiterviertel Bremens. 
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angehörten; linke Sozialdemokraten verteilten Antikriegsflug blätter (Hüneck 
wurde dabei verhaftet); Frauen brachten, als Schwangere getarnt, die Flu ~ 
blätter unter ihren Kleidern durch den Zoll in die preußischen Voro rte Brg­
mens; in Hemelingen wurde vor dem Rathaus eine Frauendemonstratioe 
durchgeführt, auf der eine Erhöhung der Unterstützung für die Kriegsopfen 
gefordert wurde; unter pen Soldaten bildeten sich revolutionäre G ruppen~ 
die Junge Garde agitierte erfolgreich gegen den Zwang zur Beteiligung vo~ 
Jugendlichen an militärischen Übungen. 
In der Diskussion um den praktischen Antikriegskampf wurden die Zentri­
sten von den linksradikalen entlarvt, als Henke theoretisch gegen den 
Krieg auftrat, als SPD-Abgeordneter jedoch nicht gegen die Kriegskredite 
stimmte. Johann Knief, aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr an der 
Front 2

) , kritisierte Henke als einen Revolutionär in Worten und einen Re­
formisten der Tat, als einen lnternational isten in Worten und einen Helfers­
helfer des Sozialchauvinismus in Taten . Die Zentristen gaben ihre Mitarbeit 
in dem Zirkel der Kriegsgegner auf, so daß dieser die organisatorische Ba­
sis der Bremer Linken wurde. 
Im Januar 1916 nahm Johann Knief als Vertreter der Bremer Linken an der 
Reichskonferenz der Gruppe „Internationale" (Spartakusbund) teil. Die Kon­
ferenz diskutierte die von Rosa Luxemburg in der Juniusbroschüre entwor­
fenen Leitsätze über die Aufgaben der internationalen Sozialdemokratie. 
Johann Knief kritisierte, unterstützt von Heinrich Brandler u. a., daß gegen­
über den Rechten und Zentristen keine klare Stellung bezogen werde. Zu 
der Konferenz der Zimmerwalder Linken in Kienthal im April 1916 schickten 
die Bremer linksradikalen Paul Frölich als Delegierten für den erkrankten 
Johann Knief. Paul Frölich konnte in den entscheidenden Punkten , wie in 
dem entschiedenen Kampf gegen den Zentrismus und für eine neue revo­
lutionäre Internationale, eine Übereinstimmung der Politik der Bremer links­
radikalen mit der Politik Lenins feststellten. In der Zeit um die Kienthaler 
Konferenz fanden in Bremen Gespräche über die Zusammenarbeit zwischen 
dem Spartakusbund und der Bremer Gruppe statt. 
Auf dem Boden der sozialen Verschlechterungen , durch die Rückkehr Kniefs 
und Frölichs von der Front und die Entlassung Dannats aus dem Mi litär­
dienst konnte die Linke die seit Kriegsbeginn verloren gegangenen Positio­
nen zurückerobern. In den letzten Monaten des Jahres 1915 wurde die BBZ 
durch Knief und Fröl ich wieder das Sprachrohr der linksradikalen. Die 
rechten Sozialdemokraten zogen für sich die Konsequenzen , brachen im 
SDVB die Parteidisziplin und gaben ab Januar 1916 eine eigene Zeitung, 
die „ Bremer Correspondenz" heraus, in der die Burgfriedenspolitik des PV 
in Berlin verteidigt wurde. 
Im Februar 1916 wurde auf einer Mitgliederversammlung eine von Johann 
Knief verfaßte Resolution angenommen, in der gefordert wurde, daß die 
BBZ im Gegensatz zu den Revisionisten und Zentristen eine revolutionäre 
2) Knief hatte sich geweigert, Geiseln zu erschießen. Durch die bei ihm folgend~n 
seelischen Depressionen wurde er zunächst als wehrunfähig ins Krankenhaus ein­
geliefert und erholte sich dann in einem niedersächsischen Dorf. 

Politik des Klassenkampfes gegen den Krieg verfechten soll. Henke wurde 

aufgefordert, im Reichstag mit einer öffentlichen Begründung gegen die 

Kriegskredite zu stimmen. Der Einfluß der linksradikalen bei der Jugend 

läßt sich daran messen, daß Willi Eildermann, Leiter der Jungmannschaft 

des SDVB und Vorstandsmitglied der Jungen Garde im Januar als Delegier­

ter der Jungen Garde für die Arbeiterjugendkonferenz Ostern 1916 in Jena 

gewählt wurde. 

Im Mai wurden zahlre iche rechte Funktionäre des SDVB abgesetzt; die 

Bürgerschaftsfral<tion mußte unter dem Druck der Parteimehrheit den bür­

gerlichen Haushaltsplan ablehnen, was sie im vorhergehenden Jahr nicht 

getan hatte. Am 1. Mai 1916 demonstrierten Bremer Arbeiter zum ersten 

Mal öffentlich gegen den Krieg und für bessere Lebensbedingungen. Im 

Juni demonstrierten Tausende von Arbeitern, Frauen und Jugendlichen ge­

gen die Verurteilung von Karl Liebknecht. Die Polizei ging mit der blanken 

Waffe (Säbel) gegen die Demonstranten vor. Im Juli streikten 4000 Werft­

arbeiter für mehr Lohn und Lebensmittel und für die Freilassung von Karl 

Liebknecht. Die Bremer Linke agitierte bei diesem Streik erfolgreich. 

Zu diesem Zeitpunkt erreichten die Auseinandersetzungen mit den Zentri­

sten und den Rechten ein Stadium, in dem es den linksradikalen nicht 

mehr möglich war, in der BBZ ihre Meinung zu veröffentlichen. Johann 

Knief gab deshalb ab Juni 1916 für die Bremer Linke die „Arbeiterpol itik­

Wochenschrift für wissenschaftlichen Sozialismus" heraus 3

). Neben K-nief, 

Frölich, Stucke und Dannat schrieben auch Anton Pannekoek, Karl Radek 

und Lenin für die „Arbeiterpolitik". Knief suchte gleich bei der Gründung 

der Zeitschrift bei den linken Gruppen um Unterstützung für die redaktio­

nelle Arbeit. Bei dem Kreis um Rosa Luxemburg und Leo Jogiches stieß er 

auf Ablehnung. Die Chemnitzer Fritz Heckert und Heinrich Brandler - ob­

wohl von der Spartakuszentrale in dieser Frage unter Druck gesetzt ­
sagten eine Unterstützung zu und kritisierten die Haltung Leo Jogiches' 

scharf. Einer der Gründe, die es nicht zu einer praktischen Mitarbeit Brand­

lers kommen ließen, war ein Artikel Paul Frölichs, in dem dieser forderte: 

Schluß mit den reformistischen Gewerkschaften. Auf Kniefs Entgegnung, so 

wichtig sei diese Frage nicht, antwortete Brandler: Für Dich als Schulmei­

ster ist sie auch nicht wichtig; Du weißt nicht um die ungeheure Bedeutung 

dieser Gewerkschaften, gerade im Krieg. 

Knief agitierte in der „Arbeiterpolitik" dafür, die Illusion in der Arbeiter­

klasse von der Parteieinheit um jeden Preis zu zerstören. Klare revolutio­
näre Zielsetzung zeichnete die „Arbeiterpolitik" aus: „Es gibt keinen Aus­
weg aus den Wirrnissen, den Widersprüchen und Gegensätzen, den anar­
chischen Zuständen ':auf dem Boden des Kapialismus selbst. Es gibt nur 
eine Lösung: den Sozialismus!" („Arbeiterpolitik" , Jahreswende 1917/18) 
In welch starkem Maße die Anschauungen der Bremer Gruppe zur Rolle der 
Masse, zur Rolle der Funktionäre und zur Organisationsfrage durch das Ver­
halten der reformistischen Gewerkschaftsführer in den Werftarbeiterstreiks 

3
) Die erste Ausgabe der „Arbeiterpolitik" erschien am 24. Juni 1916. 
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der Vorkriegsjahre geprägt wurden, zeigen diese Zitate: „Wenn die Mass 
der Proletarier sich so weit emporkämpft, zu solcher Begeisterung und Hi ~ 
gabe, daß sie alles für die Freiheit ihrer Klasse gibt und wagt, dann wi~ 
sie fähig sein, die sie bedrückende Macht des Kapitals zu brechen. In die­
sem Kampf spielen Führer, auch die reformierten, keine Rolle. " Im Nach­
satz wird die Einsch ränkung gemacht, daß „echte Führer" wecken, auf­
klären, vorangehen und entzünden können. („Arbeiterpolitik", 22. 7. 191 6) 
„Um es klar und ungeschminkt zu sagen: Das nächste Ziel des Linksradika­
lismus, die Anwendung seiner neuen Taktik in der jetzigen und künftigen 
Epoche der Arbeiterbewegung verträgt sich nicht mit den heutigen Organi ­
sationsformen der deutschen Arbeiterklasse; es ist nur zu erreichen durch 
den Kampf gegen diese Formen. Und erst die Überwindung der jetzigen 
Organisationsformen macht die Bahn frei für den Kampf, für den ersten 
und wirklichen Kampf um die Eroberung der politischen Macht." („Arbeiter­
politik, 16. 9. 1916) 
Finanziert wurde die „Arbeiterpolitik" durch Spenden der revolutionären 
Bremer Arbeiter. Ihr Schriftsetzer war Karl Becker, führendes Mitglied der 
Jungen Garde. 
Knief bemühte sich unablässig um die Zusammenarbeit der revolutionären 
Gruppen in Deutschland, immer mit dem Ziel der Gründung einer linken 
Partei. Im August 1915 war er mit Paul Frölich in Hamburg, um bei den 
ideologisch noch nicht klaren Hamburger Linken zur revolutionären Konse­
quenz beizutragen. Am 4. Juni 1916 nahm er an einer Besprechung des 
Spartakusbundes teil, die die bessere Zusammenarbeit der linken Gruppen 
unter der neuen Verhaftungswelle zum Thema hatte. In diesem Sinne sind 
auch seine Verhandlungen mit August Thalheimer im Herbst 1916 über die 
Möglichkeit der Übernahme von Artikeln der „Arbeiterpolitik" durch die 
der Gruppe „Internationale" nahestehende Wochenschrift „Der Kampf" zu 
verstehen. Thalheimer veranlaßte den gewünschten Abdruck von Artikeln. 
In der Auseinandersetzung mit dem Parteivorstand in Berlin zeigte sich, daß 
Knief und die Linksradil<alen das Vertrauen der Mehrheit der Bremer Partei­
mitglieder hatten. Entgegen den Beschlüssen des PV und des Parteitages 
nahmen die Mitglieder auf einer Versammlung am 1. Dezember 1916 eine 
Resolution an, in der es u. a. hieß: „Die Politik des 4. August 1914 war das 
Ergebnis der opportunistischen Entwicklung der Vorkriegssozialdemokratie. 
Die Politik der Fraktionsmehrheit und des Parteivorstandes ist ihrem Wesen 
nach bürgerlich und steht damit in absolutem Gegensatz zum Sozialismus 
und zu den Interessen des klassenbewußten Proletariats. Der Kampf gegen 
die Bourgeoisie schließt den Kampf gegen den Sozialchauvinismus ein. Ein 
Mittel des Kampfes gegen die offiziellen Instanzen sind die Beitragssper­
ren." Daraufhin schloß der PV den Ortsverein Bremen aus. Die Rechten 
gründeten einen eigenen Verein. Der Generalversammlung des Sozialdemo­
kratischen Vereins Bremen legte Knief diesen Resolutionsentwurf vor: 

1. Die Konzentration des Kapitals ist in den entwickelten Ländern Europas wie in 
den Vereinigten Staaten Nordamerikas durch die Bildung der Kartelle, Syndikate ~nd 
Trusts in den wirtschaftlich bedeutsamsten Zweigen der Industrie, durch den Betrieb 

d Landwirtschaft mit den Methoden der kapitalistischen industriellen Produktion 
s~:ie durch die Beherrschun~ d~s ge.samten Wirtsch~fts.lebens . durch die . B~nken 
so weit vorgeschritten, daß die ~ber!u~rung des Kap1tal1smus in den Soz1al1smus 
schon jetzt ökonomische Notwend1gke1t ist. 

Das historische Problem für die Verwirklichung des Sozialismus besteht in der2
E.ntwicklung der Macht der Arbeiterklasse durch die Entfesselung ihres Kampfes um 

die Eroberung der politischen Gewalt. 

Angesichts der Tatsache, daß die Arbeiterschaft heute mehr als je zum unentbehr­

lichsten Faktor des wirtschaftlichen und politischen Lebens geworden ist, angesichts 

der Tatsache ferner, daß der Krieg die ... Energien der Arbeiterklasse in dem Maße 

weckt und fördert, in welchem er den Kapitalismus und die gesamte bürgerliche 

Welt in immer tiefere , für die gegenwärtige Gesellschaftsordnung verhängnisvolle 

Widersprüche stürzt und die Klassengegensätze verschärft, ist das Auftreten der 

Arbeiterklasse selbst ... die Grundlage des Kampfes um die Eroberung der politi ­

schen Macht in dieser letzten, im Zeichen des Imperialismus stehenden Epoche des 

Kapitalismus. 

3. Die Entfesselung der Macht der internationalen Arbeiterklasse hat zur Vorausset­
zung die grundsätzliche, geistige wie organisatorische Trennung von den Sozial­
patrioten in allen Ländern und ihre Bekämpfung als Klassenfeinde des Proletariats. 
Ebenso notwendig aber ist die geistige und organisatorische Trennung vom Partei­
zentrum, das durch seine sozialpazifistische Propaganda des Abrüstens und der 
Schiedsgerichte, durch das Aufrufen der Regierungen zur Herbeiführung des Frie­
dens, durch sein Versagen in der Ausnutzung der Parlamentstribüne zur offenen 
Losung des Kampfes der Arbeiterklasse gegen den Kapitalismus und alle seine 
Au.ßerungen , du~ch sein Ve.rs~gen in der Frage der Landesverteidigung sowie durch 
sein Versagen, 1m grundsatzl1chen Kampf gegen den Sozialpatriotismus stets neue 
Verwirrung in die Köpfe und Reihen der oppositionellen Arbeiter trägt und dadurch 
den Sozialpatrioten und der Bourgeoisie, wenn auch unbewußt, Helferdienste leistet 
und den Durchbruch der Macht der Arbeiterklasse hemmt. 
4. Die dur~h di.e· sozialpatri.?tischen Instanzen vollzogene Spaltung der Partei er­
fordert geb1ete.nsch den scharfsten Kampf gegen die Sozialpatrioten und das Partei­
zentrur:,i ~uch 1n den Gewerkschaften und Genossenschaften ; sie erfordert ferner den 
unve~zugl1chen Zusammenschluß aller ... linksradikalen Elemente zu einer neuen ... 
Arbe1terparte1, und sie erfordert schließlich die Anbahnung des internationalen Zu­
sammenschlusses der sozialistischen Arbeiterschaft durch die Fortführung des Wer­
kes von Zimmerwald und Kienthal." („Arbeiterpolitik '', 24. 2. 1917) 

Als der Ausbruch der Russischen Revolution in Bremen bekannt wurde 
kam es unter dem Einfluß der Linken zu leidenschaftlichen Diskussione~ 
über das revolutionäre Beispiel der russischen Arbeiter besonders über die 
Verbrüderung deutscher und russischer Arbeiter im Soldatenrock an der 
Ostfront. Am 31. März 1917 legten tausende Bremer Werftarbeiter die Arbeit 
ni.eder und zogen in einem Protestmarsch gegen den Krieg durch die Stadt. 
Die Polizei attackierte auch diese Demonstration wütend. Die Bremer Linke 
n~hm Kontakt zu den revolutionären Matrosen der deutschen Marine auf. 
Die „Arbeiterpolitik" kommentierte jeden Schritt der Bewegung in Rußland. 
Zu den Reichskonfer~zen der Parteiopposition im Januar und April schick­
te de~ SDVB Johann Kniet; Alfred Henke war als Gegenkandidat in der 
Del~g ~ertenwahl unterlegen. Auf der Vorkonferenz des Spartakusbundes im 
April _in Gotha vertrat Kniet die linksradikalen Gruppen Norddeutschlands, 
die sich ~uf eine kategorische Ablehnung einer gemeinsamen Partei mit 
den Ze~tnsten festgelegt hatten. Kniefs Haltung wurde zunächst von der 
Mehrheit der Konferenz unterstützt, besonders von Fritz Heckert, der Dele­
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gierte aus Chemnitz, und die Württemberger Genossen (Westermeyer-Gr 
pe) ~~~dten sich scharf gegen ei.ne Vere!nigung ~it de~ Zentristen. ~;­
Autontat Rosa Luxemburgs, zu dieser Zeit noch 1m Gefängnis, gab d e 
Ausschlag für die Entscheidung der Konferenz: Die Spartakusgruppe w·e~ 
als selbständige Gruppe in der USPD mitarbeiten. Im Anschluß an di~r 
Spartakuskonferenz wurde in Gotha die USPD gegründet. In Bremen zog!e 
Henke und Genossen daraufhin aus dem autonomen SDVB aus und grün~ 
deten den Ortsverband der USPD. Damit wurde der Sozialdemokratische 
Verein zum zweiten mal gespalten; dem SDVB gehörten jetzt nur noch die 
linksradikalen an. 
Im März fand in Hannover eine Konferenz der Nordwestdeutschen Jugend­
organisationen statt. Organisiert wurde sie von Johann Knief und Charlotte 
Kornfeld. Sechs Bremer Vertreter der Jungen Garde nahmen daran teil. 
Die Bewegung ging in Bremen im Juni und Juli mit Streiks und Demonstra­
tionen gegen den Krieg weiter. Die Russische Oktoberrevolution nahm Kniet 
zum Anlaß, wieder für eine revolutionäre Partei zu plädieren: „ Einzig und 
allein deshalb, weil in Rußland eine selbständige Partei der linksradikalen 
war, die vom ersten Augenblick an das Banner des Sozialismus entfaltete 
und im Zeichen der sozialen Revolution kämp.fte, konnte die Revolution in 
Rußland so rasch ihren Fortgang nehmen." („Arbeiterpolitik" , Dez. 1917) 
Im September 1918 kam es zu weiteren Aktionen der Arbeiter. Am 28. Sep­
tember fand eine stürmische Versammlung der nunmehr 11 000 köpfigen 
Belegschaft der AG „Weser" gegen die Wucherpreise für Lebensmittel statt. 
Am 7. Oktober nahmen Vertreter der Bremer Linken in der Reichskonferenz 
des Spartakusbundes in Berlin teil. Die Konferenz stellte u. a. folgende 
Forderungen auf: 

1. 	Unverzügliche Freilassung aller politischen Gefangenen , Befreiung aller Soldaten, 
die wegen militärischer und politischer Verbrechen verurteilt sind. 

2. 	 Sofortige Aufhebung des Belagerungszustandes. 
3. 	 Sofortge Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes. 
4. Annullierung sämtlicher Kriegsanleihen ohne jede Entschädigung. 
5. 	Enteignung des gesamten Bankkapitals, der Bergwerke und Hütten, wesentliche 

Verkürzung der Arbeitszeit, Festsetzung von Mindestlöhnen. 
6. 	 Enteignung des Groß- und Mittelgrundbesitzes, Übergabe der Leitung der Pro­

duktion an Delegierte der Landarbeiter und Kleinbauern . 
7. Durchgreifende Umgestaltung des Heereswesens. 
8. 	Abschaffung der Todes- und Zuchthausstrafe für politische und militärische Ver­

gehen. 
9. 	 Übergabe der Lebensmittelverteilung an Vertrauensleute der Arbeiter. 

10. Abschaffung der Einzelstaaten und Dynastien. 

Am 4. November fand eine Massenversammlung der USPD statt, auf der 
diese Forderungen aus dem Oktoberprogramm des Spartakusbundes pro­
klamiert wurden . Am gleichen Tag führten die Werftarbeiter einen Warn­
streik gegen die verschärften Akkordbedingungen durch. Am 5. November 
wurde eine Versammlung der rechten SPDler von revolutionären Arbeitern 
gesprengt. Am 6. November brach in Bremen der Sturm los. 
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Die Umwälzung des 6igentums. 
mlcnn unfcre @egner gcgctt bie ~atfacljc, · bau bie @>03inlbemofrnt' 

nUein bic 3ntmfjen ber groücn !Zloifsmaffe bcfcfjül!t, nicljts meljr bor0uoi·ing:e 
tuificn, fo fpie!cn fie bcn groj3m ~trumpf nuß, bie ®03iaibcmofratic tuoll~ 
bns Gi:igcntum au~f)cbe.11, 1uäl)rcnb bo~ lfigentum, lJ3ribnteigcntum für bie 
Wicnfdjcn notluenbtg fet, um leben 3u fönncn unb beßf)alb als ein !Jlntuned)t 
aHI eine giittiicfjc G:im·icljtung', alß eine @nmbfogc jebcr @cfellfcljaft~oi·bnun~ 
anc\'fnnnt werben müffe. . 

9lun !;nt jebcr Unfinn boclj immer irgenbcine ~.h.i ®i11111 unb . bas 
a~gefii!;rtc @mbe f)nt bicfCIJ @Sinn, bau allerbiugg jcbe @efctlf~ft in itgenb· 
einer @eftart lfigcntum befitieu muu, b. Ij. über ein @>tücf !Jlatur ober 
förperiid)e mlcit, ein ®tüd ber Chbe berfügen mufJ, um leben 3u fönnen. 
!fiu !Jlntumcfjt ift eß roof)I nicfjt 0u nennen, bn bie ID'lenfd)en bicfe !ller• 
fügungggeroait ber !Ratur, ben ~imu unb i9rcn ID?itmenfcljen gaben olh:ingen 
müjjen ; immerl)in bilbct es bie nottuenbige @runbiage jebcß. gefcUfdjaftiidJen 
ßufammen(cbcns. mlie aber bie befonbere iJorm bcg Giigentums ift - ob 
gcmeinfnme5·. ober lJ3ri1>atcigentum - wirb bott bcn bejonbcren facbingungcn 
.abgäugen, unter benen bie ID?enfd)cn igre 2cbcnßmittc( probu3imn müfien. 
.6ier entfdjeibct bic .81ucdmäl3igfeit; bie me9clu119 bcg ~igenhmts, alf0 
wie bicfe !ZlcrfügungsgellJait unter bie ID?itgrieber einer @efcf!jcfjaft ucrteift 
lllirb, muu babon abl;tingen, auf llJcfcfjc mlcife Clllt beftcn ber ~cbensunterf)11ft 
für alle gejid)ert lnirb. @)ofongc .811famme11arbeitcn bie arocdmäf3igjte fübeits~ 
n>eijc i~, 1uirb @cmeincigentum !;enfdJen miifien; llJo getrennte fübei.t im 
3ntmfje ber !pi·obuftion fügt, muu lJ3ri1>ateigentum an !probuftionsmittcln 
entftcl)en. 

mlcnn unfi·e @cgttcr mit biefem ~orn>urf am mit einem gi;oflen ~111mpf 
§erl>oniicfett, fo milfien fie tuo9I glauben, bamit bitre i.!eute rccljt gruferig 
bor bem ®03iarißn1uß 0u macfjen. · Q:s muü a{fo audj woqI ii:gcnb ein 
@runb für biefen @Iauben ba fein, fon~ 11>ürben fie nidjt immer aufil neue 
bamit i§re @>acfje förbern 11>o!Xen. · ~icfer @mnb fügt in · ber Q3ebeut111rn, 
bie ba~ lJ3ri1>ateigentum nn lJ3robuftionßmittein für ben ~lein6etrieo qat. 

~m .Sl'Ceinoetrico probu3iert jeber mit feinen ~roeitsmiitcrn m3nre1i,, bie 
er ~erfaurt, um bofür mlaren 0urücf3ufa11fcn, bie er fcrbft 'braucljt für feinen 
~onfum. ~ie .6etftcUung aller \13robuftc, roeldje bie @cfcf!fdjaft oraud)t, 
finbct auf biefe m:leife burdj \llril>atnrbeiten ftatt; .bie \llrbeit ift getrennt. 
ilafilr Ijat ieber umgefeqrt au~ ein ~nrecfjt auf einen gmcfjten XeH .beg
@efammtprobufts, unb er ertuirbt fi~ biefen XeiI burclj ben ~ußtauf~ feiner 

http:au~f)cbe.11
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Briefe Pannekoeks 
an Dannat. Adoll Dannat 

Lang/'ähriger vertrauter Mitarbeiter J ohann 
Knie s nnd no<..h dessen Tod cjner Ocr 
lührend•n Genoss en in Bremen . - Starb 
im Jahre 1922 an der Prolctarierkrankheit. 
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Säbelattacke gegen demonstrierende W·erftarbeiter Nach einer Arbeiterzeichnung 

Am 31. 'M ärz 1917 ,.J emonstnerten die Werftarbeiter der A. G. Weser in Bremen für die Forderung von Ernährungs­
zulagen. Am Stellensweg stellle sich ein großes Aufgebot von Schutzleuten dem Zug entgegen und schlug wild auf die zurück­
weichenden Massen ein. Dennoch kamen viele Demonstranten bis zum Stadiinnern und ließen durch ihre Vertreter die For­
derungen überre ich en Die nacbste Folge war, wie überall in s-0lchen Fä1len, die Verschickung der Betriebsvertrauensleute 

an die Front; für viele in d~n sicheren Tod . D ennoch wuchs die revolu tionäre Bewegung unaufhaltsam. 
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= finwo~ner Bremenslr 
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,,,,. l>ie ~ntfd)eiöung ill gefaUtn! Um nid)t mit i~ öen fdbllmöröerifd\en 
.:;" (;ufammenbrud\ öer fapitalillffd)en Wirtfd\aflaorönung ~intingerifTen ~u ...... -·-.. ll!tröen, hat öae niiirftatige i'olf 6remena, öaa m1olutionäre Proletariat, 

-
~ 

fein e51f)hffal in öie eigene ()anb genommen! 
.„ Ueber Bremen ist das Standrecht verhäng!! . -
':/' Die gesamte wirtschaftliche und palHlsche "acht liegt In den Minden 't. 
~ der proletarischen Volksre9lerung. 
rt Bremen iff eine felbffänbige fo3iariffifcf)e Republif.r;, ...... Der Senat Ist abgesetzt! 't. - '!lße Im lJefl' oon manen beftnblid)en lJßtßtt nnb O!llJlete ~oben llJtt fömtlidJeu 11laffen 

( ~I, blt 9onnobenb, ben 11. Jonuot 1919, nad}mlttoos 5lllJt. Im nenen llall)o11t obJUllefmi. 
~ _..- '1ad) blcfem '.Imnln ln unulau&tem BefltJ uon 11'clffen 

~ f>eftoffenen lletf onen uerfallen llem Sfcmllrecf)tl... ~ .... an. Rllfttllbz.iche• sind sofort abzulqen. 

a 
::: lebstah~· Raub, Plünderun 
~ - · · ßnb Derbred)eat gegen Oie fo1lalllftldJe 6kineinfdJan? 

· ~_:J, Jn !usübuno ~.!efer Betbred)en betroffene llerfonen roetbenr;, 
~ . · . ·fofort ·erfdJoHenf 
3 
<":. 

Jeder g1genrevolutionäre Versuch wird als Hoch­7­
...... 
~ verrat mit sofortigem Erschiessen geahndet.
...... 

Jm Jnteteff e bet öffentlid)en Sid)er~ett roitb bie l)oli1etffunbe=-)X> uotläuf\g auf 9 U~t obenbs feftgefefit unb bet 2'usfd)anr uon metn 
unb .Spicltuofen verboten!
m,inmo"net "tltemen~ f 'lllle getroffrnen malJna~mrn llienrn bem Sd)ulJ oer
\Zt lJ '1 ::;J • 'llttgemeln~ett. Sorgt felbft für ble tlurd)filbt11ng ~ 
11l!fto1fcncn Beftlmmung~. bann lfl Oer Bilrgerlric" rl nr UnnoöglhlJlel!, bann III Oie tlurdJfill)rung 
Oer foJlallftlfdjen lDlrtjdJafleorbnnng gefldjerf, bl< WolJlfa~tt bcr Glefomtl)ell geroiibrlrlflel. 

:&ttmm. bm 10. Januar 1919. DPr Rat ber nousrommifJariate. 

Proklamierun~ der Räterepublik 



Der Kampf um Bremen* 
Als, nach vorangegangenen Massenversammlungen am 4. und 5. November, 
am 6. November der Sturm in Bremen losbrach, waren die namhaften Führer 
der linksradikalen ... nicht zur Stelle. Sie steckten irgendwo an den Fronten 
oder saßen in Berlin und anderswo in den Gefängnissen. Am 6. November 
wählten die Arbeiter der Weserwerft Arbeiterräte und befreiten zusammen 
mit aus Kiel herübergekommenen Matrosen die Militärgefangenen im nahen 
Oslebshausen. Am selben Tag machte die Rebellion eines Wehrmannes, 
Ecks, auf dem Kasernenhof den Abtransport marschbereiter Fronttruppen 
unmöglich. Unter linksradikaler Führung nahm ein Transport von Matrosen­
meuterern auf dem Bahnhof die Waffen der Begleitmannschaft an sich und 
zog zur Kaserne. Den am Abend die Straßen durchziehenden und dann vor 
dem Rathaus versammelten Massen kündigte der Unabhängige Frasunkie­
wicz, der Vertreter der schärferen Tonart in der USP und Gegenpart 
Henkes, die Bildung eines Arbeiter- und Soldatenrats an. Im Rathaus nahm 
man die Sache nicht so ernst, schrieb man doch erst den 6. November. 
Die konservativen Patrizier hielten zur selben Stunde würdevoll Parlaments­
sitzung, die sogenannte Bürgerschaft, ab und beschlossen, doch einge­
schüchtert, auf sozialdemokratischen Antrag das gleiche Wahlrecht, wobei 
sich der Senat jedoch das Vetorecht vorbehielt. Henke aber versuchte die 
Konkurrenz der Rechtssozialisten zu schlagen durch einen Mißtrauensantrag 
gegen den bereits machtlosen Senat. Aber auch die SPD stimmte gegen 
Henke. Mit solchem Possenspiel begannen die rechten und linken Sozial­
demokraten die Revolution. Ihm entsprach die Zusammensetzung des am 
selben Tage gebildeten Soldatenrats, in dem der örtliche Kommandeur, 
Oberst Lehmann, saß. Dies Idyll dauerte allerdings nicht lange. Der 7. No­
vember sah Riesendemonstrationen, der Arbeiterrat wurde gebildet, und die 
SPD machte eiligst mit. Am 9. November hatten die Offiziere unter dem 
Druck der Werftarbeiter den Soldatenrat räumen müssen. Der Senat wollte 
am 11 . November den Stempel auf die geordnete Revolution drücken durch 
eine Vorlage für das gleiche Wahlrecht, aber am 14. November setzte der 
Arbeiterrat ihn ab 4). Henke allerdings wollte damit nach dem Muster Ham­
burgs, wo er sich persönlich Rat holte, den Senat nur nach außen ver­

*) Auszug aus der Illustrierten Geschichte der Deutschen Revolution . 

4) Ausdruck der derzeitigen Meinung des Soldatenrates ist eine Erklärung des Rates 

vom 15. November 1918: 

Der Soldatenrat Bremen protestiert dagegen, daß die Reichsregierung die Befehls­
gewalt der Offiziere wiMer einsetzen will. Der Zusammenbruch des alten Systems 

hat dieselben erledigt. ~ 

Eine Regierung, die Hand in Hand mit den Trägern des alten Systems arbeitet, hat 

ihr Urteil selbst gesprochen, wir bekämpfen diese als Feind der neuen Gewalt der 

Arbeiter- und Soldatenräte. 

Das Parlament ist aufgelöst, die darauf ruhende Regierung hat keine Machtbefug­
nisse mehr. Die örtlichen Soldaten- und Arbeiterräte haben die Gewalt und werden 

diese auch gegen die anmaßende Gewalt der Regierung Ebert, Haase durchsetzen, 

solange dieselben bürgerliche Politik treiben und keine sozialistische. 


1. vors. Ecks Exek.-Aussch. Jannack, Meyer, Rietschel 
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schwinden lassen, ihn sich aber als Verwaltungshilfe warm halten: „Ich 
glaube verkünden zu dürfen, daß auch der Senat zu seinem Teile seine 
frühere Tätigkeit gemeinsam mit dem Arbeiter- und Soldatenrat fortführen 
wird. (Bravo!) Es wird also die Verwaltungstätigkeit nicht darunter leiden. 
Die Maschine läuft, aber Lokomotivführer ist der Arbeiter- und Soldatenrat, 
der Vertreter des gesamten Volkes. Die Demokratie hat gesiegt und soll 
weiter siegen. Das ist der Sinn dieser neuen Einrichtung, die alles in allem 
natürlich nur ein Provisorium sein kann." Dementsprechend wurden denn 
auch Vereinbarungen getroffen. Jedoch der Radikalisierungsprozeß setzte 
sich schnell fort. Die Offiziere wollten, wie der Senat, mittun. Ihr Anbiede­
rungsversuch wurde vom Soldatenrat, in den Karl Jannack eingetreten war, 
abgewiesen. Am 18. November konnte der im Gefängnis körperlich schwer 
mitgenommene Johann Knief in Bremen erscheinen , nachdem er erst die 
linksradikalen in Dresden, dann in Cuxhaven, mit seinem Rat unterstützt 
und von dort eine Abteilung Matrosen nach Bremen dirigiert hatte, die in 
der Folge den Kern der bewaffneten Arbeitermacht bildete.*) Knief betrieb 
sofort mit aller Kraft den Aufbau der Partei und die Agitation. Massenver­
sammlungen verlangten, um die verwaschene Volksbewegung zur Klassen­
bewegung zu gestalten, vom Arbeiter- und Soldatenrat die schroffe Heraus­
arbeitung aller proletarisch-revolutionären Forderungen, die Bewaffnung der 
industriellef1 Arbeiterschaft, die Entwaffnung aller nicht rein proletarischen 
Elemente, die Entfernung aller Bürgerlichen und Sozialpatrioten aus dem 
Arbeiter- und Soldatenrat, die Zurückgabe der „Bürgerzeitung " an die Or­
ganisation der linksradikalen, Beschlagnahme der Papiervorräte der bürger­
lichen Presse, um die Arbeiterpresse vor Papiernot zu schützen , Beschlag­
nahme der Lebensmittelvorräte der Großbourgeoisie, die restlose Entfer­
nung des Senats und der Bürgerschaft (des Parlaments) und der Polizei. 
Diese Forderungen wurden auch in den Betrieben propagiert. 
Der Arbeiter- und Soldatenrat hatte zwar die Ausschreibung der von den 
Rechtssozialisten geforderten Wahlen zu einer Volksvertretung abgelehnt, 

*) In diesen Tagen schrieb Knief unter dem Namen Peter Unruh auch eine Broschüre 
„Vom Zusammenbruch des deutschen Imperialismus bis zum Beginn der proletari­
schen Revo lution", die den Charakter der Novemberrevolution und die Rolle der 
SPD, der USPD, der Räte und der Kommunisten scharf umriß. Mit Unterstützung 
kommunistischer Vertrauensleute beim Zentralrat der Marine wurden von der Bro­
schüre 100 000 Exemplare angefertigt und in kurzer Zeit im ganzen Reich verbreitet, 
was angesichts der Schwäche der kommunistischen Presse und der auch noch in den 
Vorderreihen der Arbeiterk lasse herrschenden Unklarheit nicht von geringer Bedeu­
tung war. Kniefs Stärke lag , wie es nach dieser Broschüre scheinen könnte nicht nur 
in der scharfen Analyse der jeweiligen Lage. Als gegen seinen Rat die Ko~munisten 
in Bremen im Dezember 1918 gegen die Beteiligung an den Wahlen zur National­
versammlung entschieden , konkretisierte er sofort die sich aus dieser Entscheidung 
ergebenden Aufgaben, wie er denn überhaupt die gegenwärtigen und nächsten Auf­
gaben mit hervorragendem Geschick als Schritte auf dem Wege zur Macht heraus­
zuarbeiten und d~utlich zu machen wußte. Rosa Luxemburgs Absage an den Terror 
beantwortete er 1m Dezember im „Kommunist" mit rücksichtsloser Kritik warf der 
Spartakuszentrale Beschränkung auf aufpeitschende Agitation vor und soiidarisierte 
sich immer wieder mit den Bolschewiki und ihren Kampfmethoden. 

seine Meh rheit wollte aber auch von den kommunistischen Forderungen 
nichts wissen und lehnte noch am 22. November die Übergabe der „ Bürger­
ze itung" ab, worauf am 27. November der „ Kommunist " erschien. USP und 
SPD warben unter der Garnison, suchten aber die kommunistische Agitation 
unter den Soldaten zu verhindern, deren Vertrauensleute sich für die Natio­
nalversammlung erklärten. Ein Bürgerrat bereitete in Erwartung des baldi­
gen Einmarsches der Bremer Fronttruppen einen gegenrevolu~ionären An­
schlag vor. Am 24. November erschien eine Massendemonstration vor dem 
Rathaus und erzwang nach einer Rede Kniefs Abstimmungen im Arbeiter­
und Soldatenrat, bei denen ein Antrag gegen die Nationalversammlung und 
fü r die proletarische Diktatu r (wegen der Forderung nach der Diktatur). mit 
97 gegen 56 Stimmen, bei 36 Stimmenthaltungen des Sol~atenra~s und eines 
Teiles der USP, abgelehnt wurde. Die Bewaffnung des industriellen Prole­
tariats wurde mit 100 gegen 19, die Verwandlung der „Bürgerzeitung" in 
ein Organ des Arbeiter- und Soldatenrats mit 89 gegen 31 Stimmen ange­
nommen. Die Sozialdemokraten , die sich zum großen Teil vor den letzten 
Abstimmungen entfernt hatten, drohten mit Austritt aus dem Arbeiterrat, 
wenn die „ Bürgerzeitung " angetastet werde, was denn auch nicht geschah. 
Der „ Kommunist " zog aus der Nichtdurchführung der angenommenen An­
träge und den Abstimmungen des Arbeiter- und Soldatenrats den Schluß: 

Der Arbeiterrat hat Farbe bekannt. In seiner jetzigen Zusammensetzung 
hat er sich als reaktionäres Organ enthüllt. Er hat sich für die Nationalver­
sammlung ausgesprochen. Er hat in einer grundlegenden Frage gegen den 
Willen der Massen entschieden. Das Ergebnis? Neuwahlen zum Rat. Neu­
wahlen unter Aussch luß der Mehrheitssozialisten. Schaffung eines Rates, 
der zum Schwatzen unfähig , dafür aber zum Handeln um so fähiger ist." 
Und an anderer Stelle hieß es, die Kommunisten hätten die Mehrheit der 
industriellen Arbeiter hinter sich. Aber nicht auf Bremen allein komme es an , 
es gelte, in Bremen die Klassenforderung schroff un~ kl.~r zu erheben u~d 
so weit durchzusetzen, als es der Stand der revolut1onaren Bewegung im 
Reiche und insbesondere in Nordwestdeuschland gestatte. 
„Ihr steht auf Vorposten! Ihr dürft nicht in blindem Kampfeswillen nur ge­
radeaus vorwärtsstürmen. Ihr müßt eure Blicke in größere Weiten senden ­
über Bremen hinaus! Ihr steht auf Vorposten! Ihr müßt die anderen nach 
euch ziehen. Schafft hier in Bremen eine Zentrale für die revolutionäre 
Propaganda in Nordwestdeutschland. Laßt diese Zentrale die Besten unter 
euch über den ganzen Bezirk verstreuen. Laßt diese Zentrale Flugschriften 
drucken. Tragt Sorge für deren weiteste Verbreitung. Wenn diese Aktion 
Hand in Hand geht mit dem Kampfe, den ihr hier am Orte führt und weiter­
fü hren soll t - dann, ~er nur dann führt dieser Kampf euch vorwärts." 
Die KPD sandte in den nächsten Tagen und Wochen eine ganze Anzahl 
Genossen in die weitere Umgebung. Der Einzug des in Bre~.en aufgestell­
ten Reserve-Infanterie-Regiments 213 war angemeldet. Der B.~rg~raus~chuß 
organ isierte eifrig, agitierte in öffentl ichen Versamn:ilungen fur die Wieder­
einsetzung des Senats und protestierte te~~gr~ph1sc~ gegen das Verbot 
einer Demonstration bei Ebert, der nachdruckllchst fur Achtung der Ver­

18 19 



sammlungsfreiheit zu sorgen versprach. Die Banken machten dem Arbeiter­
rat Kredi'.schwierigkeiten. Im Arbeiter- und Soldatenrat wurde am 9. De­
z~mber ein Antrag auf volle Wiedereinsetzung von Senat und Bürgerschaft 
m~t 1~3 gegen 34 Stimmen abgelehnt 5

}. Am 21. Dezember nahm die USP 
m it ~1lfe des .~oldatenrats die „ Bürgerzeitung" in Besitz, worauf die Kom­
munist~n erkl~rt~n, ein Zusa~.m~narbeiten mit den Unabhängigen in einer 
Redaktion sei ~1cht ~ehr moglich. Das am 11. Dezember eingezogene 
~eserve-l~fanterie-Reg1ment 213 versuchte der Bü rgerausschuß durch fest-· 
liehe Bewirtung zu gewinnen, doch demobilisierte der in seiner Zusammen­
setzung teils radi~alisierte Soldatenrat die Mannschaft alsbald und begann 
Ende De~ember die der USP und KPD angehörenden militärisch ausgebilde­
ten Arbe1t~r zu bewaffnen *). Knief, der ständig zur Bewaffnung der Arbeiter­
schaft getrieben hatte, wandte sich sofort gegen die vom Soldatenrat begon­
nene Be'."'a~fnung aller, ~eils erst nach dem Aufruf zur Bewaffnung eingetre­
t~n~n M1tgl1e?er der beiden Parteien und drang auf Bi ldung absolut zuver­
lass1ger Abteilungen als Kern der bewaffneten Arbeitermacht. Nicht nur der 
Ton der bürgerlichen Presse, die in zwei Fällen auf ein paar Tage verboten 
wurde:. auch andere Umstände deuteten auf einen wohlgeordneten Vorstoß 
des Burgertums hin. Das 75. Infanterie-Regiment, etwa 600 Mann stark, kam 
am 3?. Dezember vor der Stadt an und sandte dem Arbeiter- und Soldaten­
rat eine Abordnung , die 1: ~iederei_nsetzung von Senat und Bürgerschaft, 
2. Aufnahme von sechs Mitgliedern in den Soldatenrat, 3. Übernahme des 

5
) Weiteres aus der Arbeit des Arbeiter- und Soldatenrates: 

Ergebnis der ~itarbei t der revolutionären Lehrer in der linksradikalen Bewegung seit 
dem. Schulstreit 1905 waren schulpolitische Forderungen des Schulausschusses des 
Arbe~ter- und Soldatenrates, dessen Mitglieder Hermann Böse, Heinrich Eildermann 
Klaw1tter, Esdorn und Alfken waren. ' 
„ Der Biblisc.he Gesc~i~htsunterr~cht und die Morgenandachten sind abzuschaffen. Be­
leh~ungen ub~r Rel.1g1onsgesch1chte gehören in den Geschichtsunterricht. Der Ge­
s~h1chtsunterr_1cht wird e_rsetzt dur_ch. sachgemäße kulturhistorische Belehrungen im 
Sinne d.es w1ssenschaft11chen Soz1al1smus. Wo bisher der Geschichtsunterricht zur 
V~rh~rrl1chung der Hohenzoller~ ~nd . ~es Krieges mißbraucht worden ist, muß das 
kunft1g unterlassen werden. A~fall1ge Außer~ngen über die Revolution sind nicht ge­
stattet.. Es muß a!.les unterbleiben, was geeignet ist, die Stimmung zu einer Gegen­
r~volut1on zu. schuren . . 1n . den Lehrerbibliotheken sollen Werke aus dem Gebiet des 
w1ssen.schaftl1chen Soz1al1smus aufgen.~.mmen wer~en. Eine Behandlung der in den 
Lesebuc~ern a~fgenomme~en tendenz1osen geschichtlichen Stoffe muß in der Folge 
unterbl~1ben . Bilder von einer auf die Hohenzollern und den Krieg bezüglichen Ten­
denz sind a~s den Schulen zu entf~rnen . Die„ wegen ihrer politischen Überzeugung 
u~d weg~n ihres Kampfes gegen die Schulburokratie gemaßregelten Lehrer sollen 
wieder eingestellt werd.en..In der Schulverwaltung ist das autokratische System ab­
zuschaffen. De.r Sch~lle1ter ist dem Kollegium nebenzuordnen, an dessen Beschlüsse 
er gebunden ist. Die V\'.ahl des Schulleiters erfolgt durch ein demokratisches Ver­
fahren auf ~egrenzte ~e1t. Der Schulle!ter ist n.icht berechtigt, die Unterrichtsmethode 
u.nd LJ.nterr.1chtse~~~bn1~se zu kontrollieren. Die lehrenden unterstehen in der Auf­
s1ch.t uber „ihre Tat1gke1t d.em Ausschuß des Arbeiterrates für Unterricht und Bildung 
Es ist erwunscht, daß an Jeder Schule Eltern- und Schülerräte gebildet werden." · 

*) „ Die ill.egale Bewaffnung eines Teiles der kommunistischen Arbeiter war schon 
fruher mit aus Cuxhaven herangeholten Waffen durchgeführt worden. 
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Wachdienstes, 4. Besetzung der Kaserne verlangte. Nicht mehr! 
6

) Die von 

Henke geführten Unterhändler sagten die Erfüllung der drei letzten und 

nochmal ige Prüfung des ersten Punktes zu . Das Regiment zog ~m Ne~jah~s­

tag unter dem Jubel des Bürgertums ein, wurde aber durch eine Kriegslist 

überrumpelt und von Arbeitern und Matrosen entwaffnet. Zwar gelangten 

die Führer des Regiments, Major Caspari und ein Leutnant, nach Verhand­

lungen dennoch in den Soldatenrat, zogen es aber. ~ngesichts der.drohen­

den Haltung der bewaffneten Arbeiter vor, nach einigen Tagen wieder zu 

verschwinden, um sich insgeheim der Organisation eines Freikorps zu 


widmen. 

Anfang Januar traf die Kommunisten ein unersetzlicher Verlust, Johann 

Knief erkrankte schwer und starb nach Monaten, am 6. April, an den Folgen 

einer Blinddarmoperation . Es sollte sich bald zeigen, wie sehr er der, durch 

starken Zustrom neuer, politisch nicht gefestigter Mitglieder, schnell ge­

wachsenen Partei in Bremen fehlte . Auf den 6. Januar waren endlich die 

Arbeiterratswahlen angesetzt. Wählen konnten nur die Mitglieder der SPD, 

USP und KPD, und zwar in den Betrieben , denen auch die Arbeitslosen 

zugewiesen wurden . Hausfrauen und Zwergbetriebe wählten in Stadtbezir­

6) In der politischen Propaganda zur Neutralisierung der 75er gab der Soldatenrat 

folgendes Flugblatt heraus: 

Arbeiter, Bürger und Soldaten! . . 

Unser aktives Regiment 75 liegt vor den Toren Bremens. Es ist die letzte Rast vor 

dem Einzuge. 

Freuden-, Sieges" und Kampfe.swüns~he wehe.n ihnen . wie ein . Sturm e.ntge9,en. 
Endlich soll der heimatliche Einzug 1m glorreichen Tnumpfe gipfeln . Die Wunsche 
des Regiments sowie vieler Bürger überbrachte gestern eine Kommission der 75.ger 
dem hiesigen Soldatenrate. Was sind die Wünsche? - Einzug in die Kaserne! Ja­
wohl ihr Arbeiter, Bürger und Soldaten . Die Kameraden, die treu ihren Mann ge­
standen haben, als die Garnison sich erhob und die Reaktion stürzte, diese Treu­
kämpfer der Revolution sollen die Kaserne räumen! Und warum? Sind nicht unsere 
75.ger Fleisch von unserem Fleische, die ebenso unter de~ alten ~nechtschaft des 
Militarismus gelitten haben? Sind sie nicht ebenso daran interess1e~t , daß un.sere, 
durch die Kriegspolitik der alten Machthaber zusammengebrochene Wirtschaft wieder 
neu aufgebaut wird, und zwar nicht auf dem System der Sklavenausbeutung , sondern 
auf dem System wo Ausbeutung der Menschen durch Menschen nicht mehr möglich 
ist. Frei sei der Mensch und gebt ihm Freud und Arbeit. 
Arbeiter, Bürger, Soldaten, wer organisiert den Brudermord? Die Reaktion hat den 
Verleumdungsfeldzug gegen den Arbeiter- und Soldatenrat eröffnet, nach diesem 
Trommelfeuer soll der Angriff erfolgen. Ihr Soldaten, wollt Ihr nochmals Krieg? Nein , 
weder fü r noch gegen die Revolution wollt Ihr bluten. Ihr wollt endlich nach Hause, 
Ihr wollt nach den jahrelangen Entbehrungen Ruhe, Ruhe und Frieden, und wir in 
dem Soldatenrat, wir wÖJlen die Verbrüderung und nicht den Brudermord. Reicht uns 
die Hand! .. 
Ihr Kameraden der 75.ger, kommt Ihr als Freund oder Feind?! Wißt Ihr, wozu dunkle 
Elemente Euch gebrauchen wollen, kennt Ihr die übelriechenden Gerüchte, die Euch 
als Werkzeuge neuer Putschversuche verwenden wollen? Kameraden! Zeiqt öffent­
li ch daß Ihr mit den blutdürstigen Elementen nichts gemeinsam habt, macht dieser 
jetzt auf der Stadt \astenden Atmosphäre ein Ende, erklärt öffentlich, ob Ihr Geqner 
der Arbeite r- und Soldatenräte seid oder nicht. Offenheit und Wahrheit gibt Ruhe 
und Ordnung! 
Soldatenrat Bremen, Schilling, 2. Vors. Soldatenrat Bremen Exekutive, Alb. Meyer 
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ken. Die Beschränkung des Wahlrechts auf die politisch Organisierten, an­
statt auf die rein proletarischen Schichten, war ein rechter USP-Gedanke. 
~~i der KPD mußte eine mehr oder weniger starke Verwässerung des po­
l1t1schen Standes der Mitgliedschaft die Folge sein, während den unabhän­
gigen Organisationskonstrukteuren Mitgliederzuwachs so gut wie alles war. 
D_ie SPD jedoch zog_ nicht nur ihren Nutzen aus dem nach Bekanntgabe 
dieses Wahlrechts einsetzenden starken Zulauf zu den drei Parteien, sie 
veranstaltete die tollsten Schiebungen, ließ unter den Beamten, den Schutz­
leuten, Warenhausangestellten, die für die Wahl als Legitimation zugelasse­
nen Aufnahmescheine verteilen, zählte in Großbetrieben die Bürger bis zum 
Direktor hinauf zu ihren „Mitgliedern" und suchte mit den zahlreichen 
schwer kontrollierbaren Kleinbetrieben die Mehrheit zu gewinnen. Die SPD 
hatte 113, die USP 64, die KPD 62 Mandate erhalten. Die Kommunisten 
hatten dies Resultat vorausgesehen und im „Kommunist" bereis am 3. Ja­
nuar gesagt, die Massen würden die Sozialpatrioten, die sich auf schlaue 
Wahltricks glaubten verlassen zu können, zum Tempel hinausjagen. Der 
Beginn der auf das ganze Reich zurückwirkenden Kämpfe in Berlin tat ein 
übriges. „Nieder mit Ebert-Scheidemann und hinaus mit ihren Wortführern 
aus dem Arbeiter- und Soldatenrat in Bremen! Restlose Abdankung des 
Senats! Einsetzung von Volkskommissariaten! Ausscheiden aller bürger­
lichen und rechtssozialistischen Elemente aus dem Soldatenrat!" Das waren 
die Forderungen einer von den Kommunisten veranstalteten riesigen und 
teils bewaffneten Demonstration, die am 10. Januar vor dem Rathaus er­
schien. Gegen den Willen der Soldatenratsmehrheit machte auch ein Teil 
der Garnison mit 7

). Der Arbeiter- und Soldatenrat stimmte ohne die aus­
scheidenden Rechtssozialisten den Forderungen zu und wählte in einen Rat 
der Volkskommissare, bestehend aus ie drei Vertretern der KPD der USP 
und des Soldatenrats. Henke, Frasunkiewicz, Kaiser, Rietschel ~nd Drett­
mann von der USP und Knief, Dannat, Jannack und Säumer von der KPD. 
Knief wurde in Abwesenheit in der Hoffnung auf seine baldige Genesung 
~ewählt. Er hatte sich kurz vorher schon vom Krankenlager gegen die 
Uberschätzung der Berliner Ereignisse und für Bremen gegen eine lokale, 
verfrühte Machtergreifung ausgesprochen. Neben dem Rat der Volksbeauf­
tragten, in dem Henke und Frasunkiewicz den Vorsitz hatten, wurde ein 
Vollzugsrat eingesetzt, der aus den neun Leitern der Volkskommissariate 
(Schule und Bildung, Polizei und Gerichte, Ernährung, Finanzen, Volkswohl­
fahrt, Arbeit und Fabriken, Bauten und Wohnungen, Schiffahrt und Verkehr, 
Presse und Propaganda) und je drei Vertretern der USP und der KPD, ins­
gesamt aus neun Unabhängigen und sechs Kommunisten bestand 0

) . Bre­

7
) Außerdem veranstaltete die „Junge Garde" eine Demonstration auf dem Doms­

hof, auf der Konrad Brauckmüller die sozialistische Jugend zum Mitkämpfen für die 
proletarische Diktatur aufrief. 
8) Die Volkskommissariate wurden folgendermaßen besetzt: 
1. 	 Volkskommissariat für das Schul- und Bildungswesen: 

Leiter: Hermann Böse, Beiräte: Heinrich Eildermann, Klawitter 
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men wurde zu r selbständigen sozialistischen Republik erklärt, die E~tw~!f­
nung aller bürgerlichen Elemente binnen 24 Stunden angeord.~et, die b~r­
gerliche Presse unter Vorzensur gestellt, das Standr~cht verhangt un~ ms 
Reich telegraphiert: „An alle Arbeiter- und Soldatenrate ~eutschlands. Das 
Bremer Proletariat, empört über das Blutregiment der mit dem Ausbeuter­
tum verbündeten Ebert-Regierung, hat sich heute, am 10. Janu_a~ 1919, l~s­
gesagt von jeder Gemeinschaft mit dem Blutterror der Bourgeo1s1e, der si_ch 
in Berlin im Kampfe gegen das Proletariat offenbart. ~as Bremer Prol~tanat 
hat sein Geschick in die Hand einer eigenen proletansc~en Volksregierung 
gelegt. Das Bremer Proletariat fordert den dortigen Arbeite~: und Soldaten­
rat auf sich ihm im Kampfe gegen das Blutregiment des Burgertums anzu­
schließ'en. Der Rat der Volkskommissare, Bremen." . 
In der Umgebung wurden am 11. Januar in Vegesack und Blumenthal die 
Behörden abgesetzt, was in Delmenhorst bereits am 8. Januar geschehen 

war. 	 1 • ••
Bereits am 13. Januar wirkte sich die Niederschlagung der re~o ut1onaren 
Arbeiter Berlins dahin aus, daß der Arbeiter- und ~oldat~~rat m1t_ 101 gegen 
88 Stimmen (bei den letzteren der von Frasunkiew1cz gefuhrte Teil der U~P) 
die vom Rat der Volksbeauftragten und dem Vollzugs:at gegen sechs Stim­
men beschlossene Verhinderung der Wahlen zur Nat1onalver~~mmlu~g ab.­
lehnte. Am nächsten Tag unternahm auf Anstiften der SPD-Fu~rer ein T~1I 
der Garnison unter Führung des Soldate~rats Me~er, ange~hch , um d~e 
völlige Entwaffnung der Garnison zu verhindern, einen Angriff gegen die 
bewaffneten Arbeiter. Wichtige Punkte der Stadt wurden be_setzt, der Stadt­
kommandant Ecks und die Soldatenräte Jannack und Re1mann verhaftet. 
Nachmittags mißlang ein Versuch , die Arbeiter der Weserwerft zu entwaff­
nen, wobei es vier Tote und Verwundete gab 9

) . D~n ewig_schwan_kend~n, auf 
der Werft als Vermittler erscheinenden Henke hielten die Arbeiter fur den 

2. 	 Volkskommissariat für das Polizei- und Gerichtswesen: 

Leiter: Herold, Beiräte: Düe, Becker 


3. 	 Volkskommissariat für das Ernährungswesen: 

Leiter: Vögeding, Beiräte: Klima, Grabowsky 


4. 	 Volkskommissariat für das Feuer- und Finanz"'.'esen : 

Leiter: Ertinger, Beiräte: August Hagedorn, Fntz 


5. 	 Volkskommissariat für die Volkswohlfahrt: 

Leiter: Kerrls, Beiräte: Jörn, Kullrich 


6. 	 Volkskommissariat für das Fabrik- und Arbeitswesen: 

Leiter: Radzuhn , Bej räte : Sommer, Osermann, Manthey 


7. 	 Volkskommissariat für das Bau- und Wohnungswesen: 

Leiter : Starker, Beiräte : Götz, Hoyer 


s. 	Volkskommissariat für Schiffahrt und Verkehrswesen: 

Leiter : Schaare, Beiräte: Diedrichs, Schaper 


9. 	 Volkskommissariat für Presse und Propaganda: 

Leiter : Alfred Faust, Beiräte : Störmer, Willems 


d Vollzugsrat wurden neben den 9 Leitern der Volkskommissariate, Braune, 
1;rau~~müller, Herold, Stockinger, Bremermann, Otto gewählt. 
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Schuldigen und hätten ihn bald niedergeschossen. Die Vorfälle des Tages 
w~ rden auf beiderseitige Mißverständnisse zurückgeführt und der Kompro­
miß geschlossen, alle Waffen in Depots niederzulegen und Wachen durch 
Arbeiter und Soldaten gemeinsam zu besetzen. Der Stadtkommandant trat 
zurück. Die Offiziere hatten der Garnison vergeblich ihre Hilfe angeboten, 
und die zum Eingreifen bereite, vor Bremen eingetroffene Verdener Artille­
rie, deren Erscheinen auf die Drahtzieher der Aktion hindeutet zog 
wieder ab. ' 
Die Lage verschärfte sich. Die gegenrevolutionären Zettelungen im Bürger­
tum wurden immer offenbarer. Ärzte und Beamte drohten mit Streik. Die 
mit der Forderung nach Wiedereinsetzung von Senat und Parlament ver­
bundene Kreditsperre machte der Räteregierung das Leben schwer. In De­
monstrationen wurde gegen die Aufhebung des Religionsunterrichts und 
andere rad ikale Schulreformen protestiert. Der Rat der Volkskommissare 
begann zurückzuweichen, hob die Vorzensur der bürgerlichen Presse und 
den Belagerungszustand auf. Die Wahlen zur Nationalversammlung gingen 
am 19. Januar in aller Ruhe vor sich. Während die KPD am 21. Januar ge­
gen die Finanzmanöver der Banken und Großindustriellen zum General­
streik aufgerufen hatte, suchte sich eine kleine Gruppe der Kommunisten 
der Disziplin zu entziehen und führte am 20. und 21. Januar die Wieder­
holung der. Aktion vom 14. Januar in umgekehrter Richtung durch, wobei 
die Garnison entwaffnet wurde. Die Sache wurde wieder eingerenkt, doch 
lehnte die USP eine Teilnahme am Generalstreik ab. Am 21 . Januar be­
schloß der Arbeiter- und Soldatenrat gegen 17 Stimmen, für eine bremische 
Volksvertretung Wahlen auszuschreiben, die am 9. März stattfinden sollten. 
D~ch die Tatarenberichte über Bremen hörten nicht auf, das Verlangen des 
Burgertums nach Truppen zur Entwaffnung der Arbeiter wurde immer drin­

gender. 

Die Hetze gegen die revolutionären Arbeiter Bremens wurde genährt durch 

die Vorgänge am 27. und 28. Januar in Wilhelmshaven. Nach mancherlei 

Differenzen des dortigen unabhängig orientierten Einundzwanzigerrates mit 

der SPD hatte der Rat das nationalliberale „Wilhelmshavener Tageblatt" 

beschlagnahmt und eine Zeitung „Die Tat" gegründet. Als am 11. Januar 


9
) Orga.~isator der b~waffneten Gegenwehr der Werftarbeiter war Julius Obadowski. 

Er g~horte zu den linksradikalen und war im Krieg Feldwebel gewesen. Die Werft­
arbeiter zerschlugen den gegen die Bewaffnung der Arbeiter gerichteten Putsch und 
entwaffneten die Putschisten. 
Ein Mitstreiter aus der Zeit der Revolution berichtet uns folgende Geschichte: 
Der besondere Stolz der Arbeiter, besonders der Frauen, war die „gute Stube", die 
nur zu besonderen F~sttagen betreten werden durfte. An einem Tag, als der Sturm 
den S~hnee ~ ~ r9h_ die Straßen. fegte, hatte Genosse Obadowski zu einer Bespre­
chu nq .. uber m1l1tansche Fragen in seine Wohnung eingeladen. Als die Genossen vor 
der Tur stan?en u n~ umständlich ihre Mäntel abschlugen und die Stiefel säubern 
~ollte n , trat ihnen die Frau des Hauses entgegen und sagte: Laßt nur Genossen 
1scha ~~volution", und führte sie in die gute Stube. " ' ' 
Diese Außerung zeigt, daß selbst di.~ Frauen aus . ihrer Letharqie herausgerissen 
worden waren und den Kampf der Manner zu dem ihrigen machten. 
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die Kommunisten die „Wilhelmshavener Zeitung" besetzten, kam es zu 
einer Aktion der Decksoffiziere und Berufssoldaten mit dem Erfolg, daß 
beide Zeitungen freigegeben und zwei Berufssoldaten in den Rat aufge­
nommen wurden. Die nächsten Tage brachten Demonstrationen und Gegen­
demonstrationen, und am 27. Januar besetzten Arbeiter und Matrosen 
öffentliche Gebäude. Sie wurden aber bald durch die Berufssoldaten, die 
sich der Führung des seit Wochen heimlich mit der Aufstellung einer Offi­
zierstruppe beschäftigten Kapitäns Ehrhardt unterstellten, in die Tausend­
mann-Kaserne vertrieben. Nachts mit Boots-Kanonen, Gasgranaten und 
Maschinengewehrfeuer bombardiert, mußte die Besatzung morgens die 
Waffen strecken. Es gab insgesamt acht Tote und zahlreiche Verwundete. 
Eine führende Rolle hatte der junge Lehrer Jörn gespielt, dem die Partei­
leitung der KPD in Bremen bereits wegen der Eigenmächtigkeiten am 20. 
und 21. Januar in Bremen mit dem Ausschluß drohte. Eine vielberedete 
Entführung des Geldbestandes der Wilhelmshavener Reichsbankstelle nach 
der Kaserne war ein Provokateurstückchen, das nie ganz aufgeklärt wurde. 
Es steht nur fest, daß die erst viel später entlarvte gerissene Polizeiagentin 
Schröder-Mahnke in Wilhelmshaven in Matrosenuniform umherlief und die 
Hände im Spiele hatte. 
Für die Reichsexekution gegen Bremen führte die Reichsregierung als wich­
tigsten Grund die Gefährdung des Auslaufens der für den :,ransport ameri­
kanischer Lebensmittel bestimmten Schiffe an. Von Gefahrdung konnte 
keine Rede sein. Die Lohnforderungen der hundsgemein bezahlten und 
immer noch der vorsintflutlichen Seemannsordnung unterstellten Seeleute 
waren mehr als berechtigt und wurden in allen Häfen, vor allem auch in 
Hamburg, erhoben. Die Differenzen waren außerdem beigelegt, als Noskes 
Aktion begann. Aber angesichts der im ganzen Reiche flackernden Feuer 
mußte der Reichsregierung der alte radikale Brandherd Bremen als böses 
Beispiel für das Reich und vor allem für die Wasserkante um so gefährlicher 
erscheinen, als hier die Bewaffnung der Arbeiter trotz der bereits erfolgten 
Zugeständnisse an die bürgerliche Demokratie aufrecht erhalten worden 
war. Am Donnerstag, 30. Januar, meldete ein Telegramm, die Reichsregie­
rung habe zur Wiederherstellung geordneter Zustände Truppen nach Bre­
men in Marsch gesetzt, worauf der bremische Rat der Volksbeauftragten 
mit einem Protesttelegramm antwortete, in dem es hieß: „In Bremen 
herrscht völlige Ruhe und Ordnung. Differenzen zwischen Regierung und 
Bürgerschaft werden durch Verhandlungen gelöst. Spartakisten befinden 
sich nirgends an leitender Stelle." 
Nachts verhandelte boch eine Bremer Abordnung ergebnislos mit dem 
Hauptmann Danner, den die Division Gerstenberg, die aus in Berlin frei­
gewordenen Truppen zusammengestellt war, als Unterhändler bestimmt 
hatte. Tags darauf telegraphierte der Arbeiter- und Soldatenrat Bremer­
haven und der nach Bremen geeilte Vorsitzende des Soldatenrats des 9. 
Armeekorps an Noske, es herrsche Ruhe und Ordnung, die Lebensmittel­
schiffe könnten auslaufen, er solle die Truppen zurückziehen. Die in Ham­
burg versammelten, durch die Verordnung über die Kommandogewalt vom 
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19. Januar ohnehin aufgebrachten Vertreter des 9. Armeekorps telegra­
ph ierten: „ Hamburg, 31.Januar. Die Delegierten des IX. Armeekorps pro­
testieren mit aller Schärfe gegen die Entsendung von Truppen in den Be­
reich des IX. AK. Die Soldatenräte des IX. AK sind entschlossen, mit allen 
Mitteln für die Ordnung selbst einzustehen. Wir sehen in dem letzten Schritt 
der Regierung eine Kriegserklärung an das IX. AK und sind bereit, die 
letzten Konsequenzen daraus zu ziehen. Die Soldatenräte des IX. AK sind 
entschlossen, die wenigen Errungenschaften der Revolution zu verteidigen 
und sind überzeugt, die überwiegende Mehrzahl der Soldatenräte hinter 
sich zu haben. Wir verlangen, daß die in den Bereich des IX. AK entsandten 
Truppen zurückgezogen werden." 
Mit der inzwischen weiter gegen Bremen vorgerückten Division wurde 
schließlich ein Waffenstillstand erzielt, wonach bis zum Sonnabend, 1. Fe­
bruar, der Vormarsch einzustellen sei. Die Arbeiterschaft der ganzen Was­
serkante empfand die Aktion gegen Bremen als Bedrohung. Das sozialde­
mokrat ische „ Hamburger Echo" leitartikelte: „ Sollen wir durch den Militaris­
mus die Revolution erwürgen lassen?" und fand scharfe Töne gegen Noske. 
Der große Arbeiterrat in Hamburg beschloß am Sonnabend mit 232 gegen 
206 Stimme~. a~f Antrag Laufenbergs, der Soldatenrat des 9. Armeekorps 
solle unverzuglich alle gebotenen militärischen Maßnahmen ergreifen so­
fortige Sicherung der Anmarschstraßen , Bewaffnung der Arbeiterschaft in­
nerhalb 48 Stunden, Besetzung des Hafens. Beschlagnahme sämtlicher Le­
bensmittellager, Unterstützung Bremens mit allen militärischen Mitteln. Die 
SPD war nur für Theaterdonner und stimmte fast geschlossen dagegen. 
Der Oberste Soldatenrat Hamburgs jedoch drohte Noske am selben Tage 
mit der Mobilisierung des 9. Armeekorps und der gesamten Arbeiterschaft 
Hamburgs, und der Bevollmächtigte des Sicherheitswesens, Vogler, telegra­
phierte nach Bremen: „ In der Stunde der Gefahr stehen wir hinter euch." 
In Bremen hatte man sich dahin geeinigt, daß die Arbeiter die Waffen unter 
Kontrolle des Beauftragten des 9. Armeekorps an die vom Armeekorps da­
für bestimmten Truppen abl iefern sollten . Die Arbeiterratsmitglieder der 
Mehrheitssozialisten, die am 1. Februar wieder zu der Arbeiter- und Solda­
tenrats-Sitzung zugezogen wurden , baten unter Hinweis auf die Entwaff­
nungsabmachung telegraphisch in Berlin um Aufschub des Einrückens der 
Division. Am Sonntag, dem 2. Februar, kam morgens 3 Uhr, folgende Ver­
einbarung zustande: „Die Volksbeauftragten Bremens sind bereit, auf Ver­
langen der Reichsregierung zurückzutreten . Die bewaffnete Arbeiterschaft 
Bremens ist bereit, an den Korpssoldatenrat des IX. AK alle Waffen und 
Munition abzuliefern. Der Oberste Soldatenrat Groß-Hamburg und der 
Korpssoldatenrat des IX. AK verbürgen sich für die Durchführung der Ent­
waffnung und für Wiederherstellung geordneter Zustände in Bremen. Die 
Mehrheitssozialisten Bremens und sämtliche Vermittler erbitten von der 
Reichsregierung die sofortige Zurückziehung der Division Gerstenberg, da 
deren Auftrag restlos erfüllt ist. Die Division Gerstenberg erklärt, im laufe 
des 2. Februar in die Stadt Bremen und in Hemelingen nicht einzumar­
schieren, falls kein Truppenzug von außen nach Bremen erfolgt. Die Genos­
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sen Rusch und Wrede (Siebener-Ausschuß Groß-Hamburg) und Graeger 
(Arbeiterrat Oldenburg) werden der St_adtkomm~ndantu~ _B_remen zur Kon­
trolle beigeordnet und halten die Verbindung mit der D1v1s1~n Ge_rstenberg 
aufrecht. Genosse Lampl vom Zentralrat und Leutnant v. ~ntzelw1tz, letzte­
rer als Vertreter der Division Gerstenberg, überbringen dieses Abkommen 

der Reichsregierung. . 
Lampl, Vorsitzender des Soldatenrats in Hamburg ; K. Ertinger, ~- Drettma~n, 
Frasunkiewicz vom Rate der Volksbeauftragten Bremens, Wa1gand, Schin­
delhauer und Scheiter als Vertreter der Mehrheitssozialisten, Graeger (Ar­
beiterrat Oldenburg), Rusch (Soldatenrat Groß-Hamburg), Libertin und Frese 
(Soldatenrat Bremen), Pool (Korpssoldatenrat des IX. AK), Behrens (L_and­
tagsabgeordneter Oldenburg), Hauptmann Danner und Leutnant von Pntzel­

witz (Div. Gerstenberg)." . . 

Von den Unterzeichnern gehören Drettmann, Frasunk1ew1cz, Frese der USP, 

Ertinger der KPD, alle anderen, einschließlich des Hauptm~nns Danner und 
des Junkers von Pritzelwitz, der SPD an. Henke, der Vorsitzend~ der Br~­
mer Reg ierung der Volksbeauftragten, war am 2. Februar zur Erfull_ung sei­
ner parlamentarischen Pflichten zur Nationalversammlung na_ch ~e1~ar ge­
fahren. Am Montag beschloß der Arbeiter- und Sol~atenrat ~inst1mm~g: . 
„1. Rücktritt der jetzigen Regierung und Bildung einer Reg1_er~n~, hd1e ppan­

tätisch zusammengesetzt ist unter Mitwirkung aller soz1a 1 1st1sc_ en ar­
teien und nach Verhältnis der abgegebenen Stimmen im Arbeiter- und 

Soldatenrat. 
2. Die bewaffneten Arbeiter erklären sich bereit, die Waffen abzd~gebe~ ~~1die einrück~nden Hamburger und Bremerhavener _Truppe.n, .1e a s a 

die Sicherung Bremens übernehmen und den S1cherhe1tsd1enst orga­

nisieren. . 
3 

Die Division Gerstenberg verpflichtet sich, in ihren Stellungen zu ble1~en 
· und den Einmarsch der Hamburger und Bremerhaven~r Truppe~ ~1?ht 

zu behindern. Nach dem Einmarsch dieser Truppen ruckt die D1v1s1on 

Gerstenberg ab." 

*) Auch der Major Caspari spielte dabei eine Rolle. Er hatte de_n Gerst.enbergern
1eine Bremer Freiwilligentruppe von etwa 200 Mann zugeführt. In. ~ n.~m Enn~eru~gs­

artikel erzählt sein Adjudant, Oberstleutnant a.D. Klose: „Das mi11tansche Einweife~ 
am 4. Februar 1919 war das Ergebnis vorausgegangener, d.amals s'.ren~ gehelf!1 ge 
haltener Besprechungen der Vertreter der politisch und w1rtscl1aftl1ch 1~teress.1ert~n 
Kreise Bremens mit dem Major Caspari. Diese Besprechungen setzten sich spater in 
der Reichskanzlei und bei Noske fort. Auch die Reichsregierung war von der Not­
wendigkeit des militäri'schen Eingreifens durchdrungen." - „Als am. 3 .. Februar, 
abends, die Bremer Unterhändler nochmals nach Verden kommen, som1~ d1.e Gefa.hr 
besteht, daß Hauptmann Danner sich auf weitere Verzögerungen. ein!aßt, reißt 
caspari die Geduld und er verlangt von Oberst Gerstenberg unter Hinweis ~uf den 
Noskeschen Befehl den Vormarschbefehl für den nächsten Tag. " - Caspan wurde 
nach Bremens Eroberung in Anerkennung seiner Verdienste zum Stadtkommandan­
ten und später zum Polizeiobersten ernannt. In seiner Freiwilligentruppe spielte der 
Le~tn ant Fritz Fuhrmann eine hervorragende Rolle, der später als Fememörder zu 
Zuchthaus verurteilt . wurde. - Der mehrfach erwähnte Hauptmann Danner wurde 
später Polizeioberst in Hamburg. 
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Bis Montagabend war Waffenruhe vereinbart, doch es kam zu Plänkeleien 
der Vorposten. Aber am Montagvormittag telegraphierte die Reichsregie­
rung, die auf alle Protesttelegramme keine Antwort erteilt hatte, an die 
Division: „Der Bremer Rat der Volksbeauftragten tritt sofort zurück. Es ist im 
laufe des Montags eine neue Bremer Regierung zu bilden auf Grund des 
Stimmenverhältnisses bei den Nationalratswahlen. Ablieferung der Waffen 
hat sofort an die neugebildete Regierung zu erfolgen. Sind diese Bedin­
gungen einwandfrei erfüllt, wird die Division Gerstenberg Bremen nicht be­
setzen. Reichsregierung." 
Die letzte Differenz war mithin die Entwaffnung der Arbeiter vor dem Abzug 
der Division, denn die „Ablieferung der Waffen an die neugebildete Regie­
rung" wäre ebenfalls auf die Waffenabgabe an die Garnison herausgekom­
men, die ebenso wie der Vertreter des 9. Armeekorps gegen Noskes Ver­
ordnung zur Kommandogewalt rebellierte. *) Jedoch hatten Reinhardt und 
Lüttwitz Noske kategorisch erklärt, das Prestige der Truppenführung ertra­
ge den Rückzug nicht. Als die ganze Wasserkante protestierte, war die von 
aufgetürmten Schwierigkeiten umgebene Reichsregierung schwankend ge­
worden. Am 2. Februar kam während der Kabinettssitzung auch noch ein 
gegen den Gewaltakt mit Bergarbeiterstreik drohendes Telegramm aus dem 
Ruhrgebiet. Noske sagte dazu in einem Erinnerungsartikel am 8. November 
1928 im Berliner „Acht-Uhr-Abendblatt": „Ich steckte das Blatt in die Tasche 
und sagte von dem Inhalt meinen Kollegen kein Wort. Ich setzte durch, daß 
meinen Vorschlägen, am nächsten Morgen gegen Bremen zu marschieren, 
falls _keine Unterwerfung erfolge, zugestimmt wurde." 
Während Noske so mit Lüttwitz im Rücken seine Mitregierer als nicht ganz 
verläßliche schlappe Kerle behandelte, schoben sich in Bremen die Ger­
stenberger weiter an die Stadt heran. Die Arbeiter hatten sich nicht, wie so 
oft in dieser Revolution, durch die Verhandlungen in Sicherheit wiegen las­
sen. Seit am 30. Januar das Alarmtelegramm aus Berlin die Fabriksirenen 
in Bewegung setzte, war an der Bewaffnung der Arbeiterschaft gearbeitet 
worden. Zu dem einem vorhandenen Geschütz fügte ein nächtlicher Hand­
streich beim Beginn der Kämpfe ein zweites. Doch war die Division Gersten­
berg der geringen Zahl der im Kampfe ernsthaft zu wertenden Verteidiger, 
insgesamt etwa 500 Mann einschließlich einer aus Cuxhaven herbeigeeilten 
Abteilung Matrosen, militärisch weit überlegen. Mit Maschinengewehren und 
Handgranaten, Schrapnells, Minen und Granaten wurde der hartnäckige 
Widerstand der Arbeiter und Matrosen Schritt um Schritt niedergekämpft. 
Die Garnison hatte sich neutral erklärt und auf der Kaserne die weiße Fahne 
gehißt. Barrikaden wurden mit Geschützfeuer beseitigt. So drangen die im 
großen Bogen Bremen umfassenden Gerstenberger den weichenden Revo­
lutionären bis an die Weserbrücken nach. Um 1 Uhr mittags hatte der Rat 
der Volksbeauftragten die Einstellung des aussichtslosen Kampfes befohlen. 
Aber die Kämpfer an den Brücken wichen nicht von ihren Plätzen. Selbst 
Panzerautomobile konnten an der Großen Weserbrücke nicht durchstoßen, 
und erst nach Stunden, nachdem die Angreifer eine große Zahl Minen 
gegen die Verteid iger der Brücke geschleudert hatten, vermochte das Korps 

Caspari um 5.30 Uhr über die große Weserbrücke vorzudringen, während 
die Gerstenberger aus anderer Richtung am Marktplatz angekommen wa­
ren. Um 6.30 Uhr läuteten die Domglocken den Sieg der weißen Garden des 
Arbeiters Noske ein. Um die Kaiserbrücke jedoch, an der ein zersch~ssen~s 
großes Gasleitungsrohr brannte, ging auch jetzt noch der Kamp~ weite:, bis 
dem allseitigen Vordringen die Arbeiter und Matrosen au~~ hier ~e1ch~.n 
mußten und auf glänzend durchgeführtem und gedecktem Ruckzug die Gro­
pelinger Vorstadt und die Weserwerft erre ichten. Auf dem Minensucher der 
Cuxhavener Matrosen, auf requirierten Lastautos und Schleppdam~fern fuhr 
der Rest der Kämpfer weserabwärts nach Vegesack, wo sie verg~bllch Nach­
richten von der Hilfe Hamburgs erwarteten, um den Kampf wieder aufz~­
nehmen. Die Fahrt wurde nach Bremerhaven fortgesetzt. Da sah man die 
Flüchtlinge so scheel an, daß erst durch Drohungen Verpfl~gung zu erhalt~n 
war. Dem Versuch , über die Nordsee Cuxhaven zu erreichen, mach.~e em 
Schneesturm, in dem ein Dampfer auf Strand. gesetzt wurde und muhsam 
abgeschleppt werden mußte, ein Ende. N~.r ~1e Mat.~osen ka~en trotz des 
Wetters nach Cuxhaven durch. Ehe die ubngen Kampfer die Fahrt nach 
Bremerhaven zurück antraten, versenkten sie unter dem Gesang der Inter­
nationale ihre Waffen. Es gelang ihnen dann doch, auf dem Land"."eg das 
noch sichere Cuxhaven zu erreichen... Der Kampf hatte den Arb.eitern 28, 
den Weißgardisten aber 46 Tote gekostet, währen~ durch~.eg bei de~ Re­
volutionskämpfen umgekehrt die Arbeiter. den we1~aus groß~ren Teil der 
Opfer brachten. Es fehlte nicht die Ersch1~ßung eines Arbeiters. „auf der 
Flucht" die Ermordung eines anderen , weil er, als Gefangener 1m Lloyd­
Bahnh~f mit dem Gesicht zur Wand gekehrt, die ermüdeten Arme sinken 
ließ. Die weiße Justiz besorgte den Rest. 
Den Unterweserorten Bremerhaven, Geestemünde usw., auch W~.lhelmsha­
ven und anderen Orten wurde mit der Besetzung und der Auflosung der 
Arbeiter- und Soldatenräte durch die Gerstenbergsche Ordnungstruppe sehr 
bald für das Wohlverhalten während der Bremer Kämpfe die Quittung 

zugestellt. . . . 
In Bremen l .errschte die von Noske eingesetzte provisorische Regierung der 
Mehrhei tssozialisten Rhein , Dammer, Deichmann, Wellmann, Winkelmann, 
die sich im April zur Koalition entwickelte. Während. aller Ve~suche, den 
Einmarsch durch Verhandlungen zu verhindern, saß Deichmann im Stab der 
Division, die nichts unternahm, was Deichmann nicht billigte,. wie Noske 
später ausdrücklich feststellte. Der Widerstand der Bremer Arbeiter war.. un­
gebrochen. Am 5. Februar wagten sich die Gerstenberger in voller Starke 
gegen die Weserwerft vor, besetzten sie, holten die rote ~ahne herunter 
und setzten den unte:r Führung von Höcker, Deisen und M1ller stehe~den 
Arbeiterrat ab. Aber schon am nächsten Tage flatterte die rote Fahne wieder 
über der Werft, hatte die Belegschaft die Wiedereinsetzung des Arbeiterra~s, 
den Abzug der Truppen vom Werftgelände und die Bezahlung des Streik­
tages durchgesetzt. Die Weserwerft blieb denn auch das Zentrum der rev~­
lutionären Bewegung. Der massive Verr~t .der SP~-Führer im ~ebr.uar, die 
Provokation des in der Stadtwehr organisierten Burgertums, die Emkerke­
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rung revolutionärer Arbeiter führte zur Bildung des Einundzwanziger-Aus­
schusses der Betriebe 10

), dessen Forderungen der Senat wochenlang igno­
rierte. Am 13. April stellte der Ausschuß folgendes Ultimatum : Aufhebung 
des Belagerungszustandes, Freilassung der noch Verhafteten , Unterstützung 
der Hinterbliebenen der Opfer des 4. Februar, Gleichstellung der Lebens­
mittelbelieferung der Bevölkerung mit der Stadtwehr, Entwaffnung des Bür­
gertums und Bewaffnung der organisierten Arbeiter, Erhöhung der Arbeits­
losenunterstützung. Als keine Anwort erfolgte, setzte am 15. April ein wuch­
tig durchgeführter Generalstreik ein. Der Senat schickte das bewaffnete 
Bürgertum in provozierender Weise gegen die Arbeiter vor, wobei es wieder 
Tote und zahlreiche Verwundete gab. Massenhaft wurden Verhaftungen vor­
genommen. Außerordentliche Kriegsgerichte verurteilten Arbeiter, die mit 
bewaffneten Bürgern aneinander geraten waren und ihnen den Schießprü­
gel abgenommen hatten, wegen „Straßenraubes" zu Zuchthaus bis zu 15 
Jahren. Der Senat und sein Stadtkommandant leisteten sich einen beispiel­
losen Geniestreich. Auf Befehl begann ein bürgerlicher „Abwehrstreik". Alle 
Geschäfte einschließlich der Milchläden und der Verkaufsstellen des Kon­
sumvereins, die Gast- und Speisewirtschaften, die Apotheken und Kranken­
häuser wurden geschlossen. Kein Arzt half den Kranken, keine Kranken­
pflegerin und Hebamme durfte arbeiten. Selbst das Wasserwerk wurde vom 
Senat stillgelegt, so daß die Bevölkerung aus der Weser schöpfen mußte. 
Dieser Wahnsinn brach nicht zuletzt am Widerstand des empörten kleinen 
Bürgertums, nach sechs Tagen zusammen, für alle Zeit die Erinnerung 
daran hinterlassend, wessen die sozialdemokratische Führerschaft im 
Kampfe gegen klassenbewußte Arbeiter fähig ist. Am 30. April wurde der 
Generalstreik mit einem Teilerfolg einheitlich und geschlossen abgebrochen. 

10) Vorsitzender des Einundzwanziger-Ausschusses war der Betriebsratsvorsitzende 
der Hansa Lloyd-Werke Max Opfermann, 1928 aus der KP ausgeschlossen, nach 1945 
Mitarbeit in der Gruppe „Arbeiterpolitik" . 
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Der linksradikale Kader 
in der Zeit nach der Revolution 
Nach der Wahl Paul Frölichs in die Zentrale der KPD 11 

), dem Tode Johann 
Kniefs und dem Ausscheiden des schwer erkrankten Adolf Dannats aus der 
revolutionären Arbeit, gab es keine überragende Persönlichkeit in _d~r 
Bremer Arbeiterbewegung. Die Leitung des Ortsverbandes der Kommunisti­
schen Partei fiel den in der betrieblichen Arbeit des linksradikalen Kaders 
großgewordenen Genossen zu: Willi Deis~.n (Vorsit~ende~), Seppl Miller 
(Ortssekretär), Karl Jannack (Bezirkssekretar), Ludwig Stein (M Abt.) und 
Johann Brodmerkel u. a. Ein in den Betrieben fest verankerter, starker Ver­
trauenskörper trug die Politik der Partei. Nach dem gescheitert~n Versuch 
einer linken Gewerkschaft („Arbeiterunion") setzte sich auch in Breme~ 
die Einheitsfrontpolitik durch, die ihre Aufgabe darin ~ah, in ~emeinsam mit 
den reformistischen Arbeitern geführten Kämpfen, diesen die Erfahrungen 
zu vermitteln , derer sie bedurften, um den Übergang zum Kommunismus 
zu finden. In der Partei wurde nach den Prinzipien des demokratischen ~en­
tralismus vorbildlich gearbeitet. Der Einfluß in den Gew~rkschafte~ erreichte 
einen nicht wieder erlangten Höhepunkt. Die Erfolge dieser Arbeit machten 
es notwendig, ein parteieigenes Gewerkschaftsbüro einzurichten, das von 
Adolf Ehlers 12

) und D. Büsing geleitet wurde. . . 
In krassem Gegensatz zu der Taktik der KPD unter ihrer Brandler-Thalh~1­
mer-Führung und dem linksradikalen Kader stand der von der Zentrale in 
Bremen eingesetzte Eugen Eppstein. Er versuchte ganz bew.ußt, den ~ra­
ben zu den sozialdemokratischen Klassengenossen aufzureißen. In einer 
Rede am 1. Mai 1923 bezeichnete er z. B. alle Sozialdemokraten. als 
„Schweine". Durch sein provokatorisches Auftreten entstand~n erhe?l.1che 
Spannungen in der Bremer Organisation. Die in ?en .~etneben tat1gen 
Funkionäre wandten sich entschieden gegen Eppstein. Jungere Ge~ossen, 
ohne die Klassenkampferfahrungen aus der Zeit vor dem 1. Weltkne~ und 
radikalisierte Sozialdemokraten, die durch die Vereinigung der KPD ~1t der 
USPD zur kommunistischen Bewegung gestoßen waren, konnte er Jedoch 
für sich gewinnen. Sie glaubten, durch ihren. „ revol~tion~ren" Einsa~.z, der 
nur ein Scheinradikalismus war, den Reformismus uberwinden zu ko~ne~. 
Nach der politischen Niederlage der KPD im Oktober :923 entfacht~ sich in 
der Partei eine Diskussion um die Ursachen des Mißerfolges. Die Ultra­
linken in der Zentrale um Fischer-Maslow bauten die Oktoberlegende auf, 

11) Im November 1918 verein igten sich die linksradikalen Gruppen Norddeutsch.lands 
zu den „ lnternationalen " Kommunisten Deutschlands". Bei . der Wa~I der D~leg1erten 
zum Gründungsparteitag der KPD verzichtete Johann Knief auf die Kandidatur,. da 
er mit dem Beschluß der IKD, die Wahlen zur Nationalversammlung abzu.~ehnen, nicht 
einverstanden war. Daraufhin wurde Paul Frölich als Delegierter gewahlt. Er kam 
als Vertreter der IKD in die Zentrale der KPD. . . . 
i2) Adolf Ehlers kam als kaufmännischer Gehilfe durch seinen Schwager ""'.1!11 .De1sen 

zur kommunistischen Bewegung. 1928 KPO, 1932 SAP, 1945 als M1tQl1ed der1918
KPD im Bremer Senat, 1946 wech~elte er. zur SPD und brachte es als Sozialdemo­
krat bis zum Innensenator und Burgerme1ster Bremens. 
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die besagte, daß 1923 in Deutschland die gleiche revolutionäre, reife Situa­
tion wie 1917 in Rußland bestanden habe, und daß die damalige Zentrale 
der KPD, mit Heinrich Brandler an der Spitze, jedoch den Sieg verhindert 
habe. Der aus der Schule Pannekoeks und Kniefs hervorgegangene Bremer 
Parteikader widersetzte sich dieser falschen Auffassung, da er diese „reife" 
Situation selber in den Betrieben erlebt hatte. Eppstein benutzte diese kriti­
sche Situation, die für die KPD dadurch fatal wurde, daß sie in den Strudel 
der fraktionellen Auseinandersetzungen der KPdSU hineingezerrt wurde, um 
den alten, marxistisch geschulten, im Klassenkampf erfahrenen, linksradika­
len Kader zu schwächen. Nach der Durchsetzung neuer Statuten, die eine 
stärkere Zentralisierung mit sich brachten, konnte er fünf führende Bremer 
Funktionäre wegen ihrer Kritik an der ultralinken Politik ausschließen, u. a. 
Willi Deisen, J. Brodmerkel, L. Stein und A. Ehlers 13

). Auch die zu der Zeit 
außerhalb Bremens tätigen Mitglieder des alten linksradikalen Kaders Karl 
Stucke, Josef Miller, Karl Jannack, Karl Becker und Paul Frölich gerieten 
in Gegensatz zur Poli tik Fischer-Maslows und ab 1925 zu der des ehemali­
gen USPlers Thälmann. Sie alle kämpften unentwegt in der KPD und an­
schließend der größte Teil in der KPO gegen die verheerende Auswirkung 
der ultralinken Politik: die Abtötung des kritischen Denkens im Funktionärs­
kreis, und für eine unabhängige, den realen deutschen Verhältnissen ent­
sprechende .Politik der Kommun istischen Partei Deutschlands. 
Zum Fazit der Entwicklung der KPD schrieb die „Arbeiterpolitik" in Nr. 2/54: 
„Von der höchsten Höhe, die die kommunistische Partei eines hochent­
wickelten Landes je erklomm, stürzte die KPD in den tiefsten Abgrund. Hier 
aber liegt das Element der Einkehr, des siegreichen Wiederaufstiegs. Wenn 
jemals wieder der belebende Funke der Massenbewegung ·die deutschen 
Arbeiter zu neuen Taten entzündet, wenn jemals wieder die Urgewalten 
hervorbrechen, die im Schoße jeder Klasse schlummern, die Trägerin der 
Zukunft ist, dann wird die Vorhut der Klasse, reifer und geläutert durch 
bittere Erfahrungen, als das Unterpfand ihres Sieges hegen und pflegen, 
was das Herzblut der Bewegung ist - ihre politische Selbständigkeit." 

13) Nach einem Jahr Ausschluß wurden die vier wieder in die Partei aufgenommen. 
Deisen kandidierte 1924 wieder für die KPD in der Bürgerschaftswahl. 
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